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Verfahrensvermerke 

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren 

nach § 13a  BauGB. 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 (1) BauGB am 14.04.2026 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses am 15.04.2026 

Billigung des Planentwurfs sowie Beschluss über die 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange 

am 14.04.2026 

Ortsübliche Bekanntmachung und Veröffentlichung im 

Internet 

am 15.04.2026 

Beteiligung der Öffentlichkeit (Veröffentlichung im Internet) 

gemäß § 3 (2) BauGB 

vom 

bis 

04.05.2026 

12.06.2026 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 (2) BauGB 

vom 

bis 

04.05.2026 

12.06.2026 

Billigung des Planentwurfs sowie Beschluss über die 

erneute Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange 

am 07.07.2026 

Ortsübliche Bekanntmachung und Veröffentlichung im 

Internet 

am 08.07.2026 

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit (Veröffentlichung im 

Internet) gemäß § 3 (2) BauGB 

vom 

bis 

13.07.2026 

27.07.2026 

Erneute Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 

vom 

bis 

13.07.2026 

27.07.2026 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen am  

Satzungsbeschluss gemäß § 10 (1) BauGB am  
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Ausfertigungsvermerk: Es wird bestätigt, dass die Inhalte 

dieses Bebauungsplans sowie die Inhalte der örtlichen 

Bauvorschriften mit den hierzu ergangenen 

Gemeinderatsbeschlüssen übereinstimmen. 

 

Bietigheim, den………………… 

 

 

…………………………………… 

Constantin Braun, Bürgermeister 

  

Ortsübliche Bekanntmachung und Inkrafttreten gemäß        

§ 10 (3) BauGB 

am  
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Satzung 

über die Aufstellung des Bebauungsplans „Breithalbjeuchen“  

mit örtlichen Bauvorschriften 

 

Rechtsgrundlagen: 

• Baugesetzbuch (BauGB) 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) 

• Planzeichenverordnung (PlanZV 90) 

• Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) 

• Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) 

Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in den zum Zeitpunkt des 

Veröffentlichungsbeschlusses rechtskräftigen Fassungen. 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Bietigheim hat am ………….. aufgrund des 

Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit der Gemeindeordnung für Baden-

Württemberg (GemO) – jeweils in der am Tag des Veröffentlichungsbeschlusses (im 

Internet) rechtskräftigen Fassung – den Bebauungsplan „Breithalbjeuchen“ mit den 

örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen. 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans „Breithalbjeuchen“ mit den 

örtlichen Bauvorschriften ist der Lageplan des zeichnerischen Teils in der Fassung 

vom ……….. maßgebend. 

§ 2 Bestandteile und Anlagen der Satzung 

Bestandteile der Satzung 

A – Zeichnerischer Teil in der Fassung vom  

B – Bauplanungsrechtliche Festsetzungen in der Fassung vom  

C – Örtliche Bauvorschriften in der Fassung vom  

Anlagen 

D – Hinweise in der Fassung vom  

E – Begründung in der Fassung vom  

Weitere, gesonderte Anlagen 

Vorprüfung des Einzelfalls in der Fassung vom 01.04.2026 

Artenschutzrechtliche Ersteinschätzung in der Fassung vom 24.09.2025 

Schalltechnisches Gutachten in der Fassung vom 01.04.2026 
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§ 3 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, werden aufgrund von § 74 

LBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Auf § 213 BauGB 

(Ordnungswidrigkeiten) wird verwiesen. 

§ 4 Inkrafttreten 

Die Satzung über den Bebauungsplan „Breithalbjeuchen“ mit den örtlichen 

Bauvorschriften tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB in 

Kraft. 

 

Bietigheim, den _____________  
 

 

 

 

 

 

…………………………………….. 
Constantin Braun, Bürgermeister 
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Teil A – Zeichnerischer Teil des Bebauungsplans  

(siehe separate Planzeichnung) 

Teil B – Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

In Ergänzung des zeichnerischen Teils wird folgendes festgesetzt: 

 

1. Art der baulichen Nutzung  

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

Teilbereiche A und B:  

Allgemeines Wohngebiet (WA) (§ 4 BauNVO) 

Allgemein zulässige Nutzungen: 

• Wohngebäude, 

• die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie nicht störenden 

Handwerksbetriebe, 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 

Ausnahmsweise zulässige Nutzungen: 

• Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 

Unzulässige Nutzungen: 

• Die der Versorgung des Gebiets dienenden Schank- und 

Speisewirtschaften, 

• Anlagen für sportliche Zwecke, 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

• Ferienwohnungen gemäß § 13a BauNVO, 

• Anlagen für Verwaltungen, 

• Gartenbaubetriebe und 

• Tankstellen. 

Teilbereich C:  

Fläche für Gemeinbedarf nach § 9 (1) Nr. 5 BauGB mit der Zweckbestimmung 

„Integrierter Einsatz- und Hilfeleistungsstandort“ 

Teilbereich D:  

Fläche für Gemeinbedarf nach § 9 (1) Nr. 5 BauGB mit der Zweckbestimmung 

„Kindertagesstätte“ 

Erneuerungen in Form von energetischen Sanierungen und Instand-

haltungen sind gemäß § 1 (10) BauNVO allgemein zulässig.  

2. Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ), die 

Bezugshöhe (BZH) sowie die Wandhöhe (WH) und Firsthöhe (FH) 

festgesetzt. 

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird gemäß zeichnerischem Teil 

festgesetzt. 
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Die Bezugshöhe (BZH) zur Ermittlung der festgesetzten Höhen baulicher 

Anlagen ist die Oberkante der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche, 

gemessen in der Grundstücksmitte. Bei Eckgrundstücken gilt der höhere Wert. 

Die Wandhöhe (WH) ist bei Sattel-, Walm-, Krüppelwalm- Mansard- und 

versetzten Pultdächern das Maß zwischen Bezugshöhe und dem Schnittpunkt 

der traufseitigen Außenwand mit der Oberkante Dachhaut. Bei Flachdächern 

(FD) ist die Wandhöhe das Maß zwischen Bezugshöhe und der Oberkante 

Flachdach-Attika.  

Die WH darf bei Gebäuden mit geneigten Dächern (mit mindestens 30° 

Dachneigung) mit Gegengiebeln überschritten werden. Ebenso darf bei 

geneigten Dächern die WH mit zurückspringenden Gebäudeteilen bis 2,00 m 

überschritten werden, wenn die Rücksprungtiefe mind. 1,50 m beträgt und die 

Breite des zurückspringenden Gebäudeteils nicht mehr als 1/3 der zugehörigen 

Gebäudebreite ausmacht. 

Die WH darf bei Gebäuden mit Flachdächern (bis einschließlich 5° 

Dachneigung) bis 3,00 m überschritten werden, wenn die Außenwände des 

obersten Geschosses an mindestens 2 Seiten um mind. 1,50 m von den 

Außenwänden des darunter liegenden Geschosses zurückversetzt werden. Nur 

für Erschließungskerne (Treppenhaus/Lift) bis 4,00 m Breite ist kein 

Rückversatz erforderlich.  

Die maximal zulässige Wandhöhe WH ist im zeichnerischen Teil festgesetzt. 

Im Teilbereich C (Fläche für Gemeinbedarf „Integrierter Einsatz- und 

Hilfeleistungsstandort“) darf abweichend von der festgesetzten Wandhöhe für 

einen Gebäudeteil mit einer maximalen Grundfläche von bis zu 25 m² die 

festgesetzte Wandhöhe (WH) um maximal 5,0 m überschritten werden. Dieser 

Gebäudeteil ist ausschließlich für einen Übungsturm/ Schlauchturm zulässig 

und darf abweichend von den sonst zulässigen Dachformen nur mit einem 

Flachdach oder einem flach geneigten Dach bis einschließlich 5° errichtet 

werden. 

Die Firsthöhe (FH) gilt für geneigte Dächer. Sie ist bei Sattel-, Walm-, 

Krüppelwalm-, Mansard- und versetzten Pultdächern das Maß zwischen der 

Bezugshöhe und dem höchsten Punkt der Dachhaut. Die maximal zulässige 

Firsthöhe FH ist im zeichnerischen Teil festgesetzt. 

Bei Doppelhäusern und Hausgruppen sind die Wand- und Firsthöhe 

aufeinander abzustimmen, so dass die gleiche Wand- und Firsthöhe gesichert 

ist. 
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3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

sowie die Stellung der baulichen Anlagen  

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

Im Baugebiet sind die Bauweise, die überbaubaren Grundstücksflächen sowie 

die Stellung der baulichen Anlagen gemäß dem Eintrag im zeichnerischen Teil 

festgesetzt. 

Es gilt die abweichende Bauweise gemäß Festsetzung im zeichnerischen Teil. 

In der abweichenden Bauweise sind die Gebäude als Einzelhäuser, 

Doppelhäuser und Hausgruppen mit landesbauordnungsrechtlichen 

Grenzabständen zu errichten.  

Bestandsgebäude mit geringerem als nach § 5 LBO erforderlichem seitlichen 

Grenzabstand dürfen geändert oder durch einen Neubau ersetzt werden, wenn 

dieser mindestens den bisherigen Grenzabstand einhält und die Wandfläche 

entlang der seitlichen Grundstücksgrenze nicht vergrößert wird und sich auf 

dem Nachbargrundstück keine gegen diese Grenze gewandten notwendigen 

Fenster von Aufenthaltsräumen befinden, zu denen das Gebäude weniger als 

5,00 m Abstand aufweist. Außenwände, deren Grenzabstand 1,80 m 

unterschreitet, sind ohne auf das Nachbargrundstück Ausblick gewährende 

Öffnungen zu errichten. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von 

Baugrenzen im zeichnerischen Teil bestimmt.  

Ausnahmsweise sind Terrassen und ins Erdreich versenkte 

Schwimmbecken auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen bis 

zu einer Größe von insgesamt 20,00 m² zulässig. 

Doppelhäuser und Hausgruppen sind nur dann zulässig, wenn der 

Grenzanbau beider Doppelhaushälften bzw. bei allen Reihenhäusern einer 

Hausgruppe gesichert ist.  

4. Flächen für Nebenanlagen sowie für Stellplätze und Garagen/Carports mit 

ihren Einfahrten  

(§ 9 (1) Nrn. 4 und 11 BauGB) 

Garagen müssen mit ihrer Zufahrtsseite zu öffentlichen Verkehrsflächen einen 

Abstand von mind. 5,00 m einhalten, Carports einen Abstand von 2,00 m. Die 

Mindestabstände gelten nur für die aufgehenden Bauteile (Wände, Stützen, 

Verkleidungen, Beplankungen, etc.). Der Mindestabstand gilt nicht für 

Dachüberstände. 

  Carports im Sinne dieser Festsetzung sind auf Stützenkonstruktionen 
überdachte KFZ-Stellplätze ohne eigene 

• Außenwände,  

• vertikale Verkleidungen / Beplankungen  

an mehr als an einer Seite. 
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Tiefgaragen unterhalb der Geländeoberfläche (i. S. d. § 19 (4) BauNVO) sind 

ausnahmsweise auch außerhalb überbaubarer Flächen zulässig. 

Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO sowie Anlagen zur Energieversorgung und 

zur Entwässerung sind ausnahmsweise innerhalb und außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Mit Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO – ausgenommen Einfriedungen sowie 

erforderliche Zugänge und Zufahrten – ist zu vorderen Grundstücksgrenzen ein 

Mindestabstand von 1,50 m einzuhalten. 

5. Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen  

(§ 9 (1) Nr. 17 BauGB)  

Aufschüttungen und Abgrabungen entlang der seitlichen und hinteren 

Grundstücksgrenzen sind einander anzugleichen.  

6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft  

(§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)  

Für die Herstellung der notwendigen Stellplätze, Zufahrten und Zugänge sowie 

Terrassen sind wasserdurchlässige Beläge zu verwenden, soweit keine Gefahr 

des Eintrags von wassergefährdenden Stoffen besteht. 

7. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie zum Schutz vor solchen 

Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwir-

kungen zu treffende bauliche und sonstige technische Vorkehrungen 

(§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 

7.1. Baulicher Schallschutz der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen 

(Schallschutzmaßnahme SM 1)  

Bei der Errichtung und der baugenehmigungsrelevanten Änderung von 

Gebäuden sind die Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen von 

Wohnungen nach DIN 4109-1:2018-01 gemäß den Anforderungen der in den 

Karten 1 und 2 dargestellten maßgeblichen Außenlärmpegeln nach DIN 4109-

2:2018-01 auszubilden.  

Die Anforderungen an die gesamten bewerteten Bau‐Schalldämm‐Maße R´w,ges 

der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen sind unter Berücksichtigung 

der unterschiedlichen Raumarten nach folgender Gleichung zu berechnen: 

R´w,ges = La - KRaumart 

Dabei ist 

KRaumart = 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien; 
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KRaumart = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume 

in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches; 

KRaumart = 35 dB  für Büroräume und Ähnliches; 

La    der maßgebliche Außenlärmpegel   

   gemäß DIN 4109 2:2018 01 

Mindestens einzuhalten sind: 

R´w,ges = 35 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien; 

R´w,ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume 

in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume 

und Ähnliches. 

Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße sind in 

Abhängigkeit vom Verhältnis der gesamten Außenfläche eines Raumes SS zur 

Grundfläche des Raumes SG nach DIN 4109-2:2018-01 Gleichung (33) mit dem 

Korrekturwert KAL zu korrigieren.  

Wird zum Zeitpunkt der Genehmigung oder zum Zeitpunkt der Zulässigkeit des 

Baubeginns unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zu 

diesem Zeitpunkt der Nachweis erbracht, dass an den Außenbauteilen der 

schutzbedürftigen Räume nach DIN 4109-1:2018-01 geringere maßgebliche 

Außenlärmpegel nach DIN 4109-2:2018-01 anliegen, können die 

Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile entsprechend o. g. 

Vorgaben reduziert werden. 

Für Gebäude, die auf den Karten 1 und 2 noch nicht berücksichtigt sind, und für 

im Vergleich zum Gebäudebestand der Karten 1 und 2 wesentlich geänderte 

Gebäude, sind die maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109 -2:2018-01 

zum Zeitpunkt der Genehmigung oder zum Zeitpunkt der Zulässigkeit des 

Baubeginns unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zu 

diesem Zeitpunkt zu ermitteln. 
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Abb.: Karte 1; Maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-2:2018-01, Geltungsbereich Teil 

Nord 
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Abb.: Karte 2; Maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-2:2018-01, Geltungsbereich Teil 

Süd 

7.2. Fensterunabhängige schallgedämmte Lüftung in zum Schlafen genutzten 

schutzbedürftigen Räumen (Schallschutzmaßnahme SM 2) 

Bei der Errichtung und der baugenehmigungsrelevanten Änderung von 

Gebäuden ist in schutzbedürftigen Räumen von Wohnungen nach DIN 4109-

1:2018-01, die zum Schlafen dienen, von Bettenräumen in Krankenhäusern und 

Pflegeeinrichtungen, Übernachtungsräumen von Beherbergungsbetrieben 

sowie vergleichbar schutzbedürftigen Räumen eine fensterunabhängige, 

schallgedämmte Lüftung zu realisieren, soweit diese Räume ausschließlich 

Fenster an den in den Karten 3 und 4 gekennzeichneten Fassadenseiten 

haben. Diese Lüftung ist bei der Dimensionierung des baulichen Schallschutzes 

der Außenbauteile nach der Ziffer 6.1 der textlichen Festsetzungen zu 

berücksichtigen.  

Wird zum Zeitpunkt der Genehmigung oder zum Zeitpunkt der Zulässigkeit des 

Baubeginns unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zu 

diesem Zeitpunkt der Nachweis erbracht, dass an den betroffenen Fassaden 
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der Beurteilungspegel des Straßenverkehrslärms in der Nacht den Wert von 49 

dB(A) nicht überschreitet, wird die in Abs. 1 festgesetzte 

Schallschutzmaßnahme nicht erforderlich.  

Für Gebäude, die auf den Karten 3 und 4 noch nicht berücksichtigt sind, und für 

im Vergleich zum Baubestand der Karten 3 und 4 wesentlich geänderte 

Gebäude, sind die Beurteilungspegel des Gesamtverkehrslärms zum Zeitpunkt 

der Genehmigung oder zum Zeitpunkt der Zulässigkeit des Baubeginns unter 

Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zu diesem Zeitpunkt zu 

ermitteln. Bei Überschreitung eines Werts von 49 dB(A) in der Nacht vor allen 

zu öffnenden Fenstern des jeweiligen schutzbedürftigen Raums von 

Wohnungen nach DIN 4109-1:2018-01, die zum Schlafen dienen, eines 

Bettenraums in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, eines 

Übernachtungsraums von Beherbergungsbetrieben sowie eines vergleichbar 

schutzbedürftigen Raums wird der Einbau einer fensterunabhängigen, 

schallgedämmten Lüftung erforderlich. Diese Lüftung ist bei der 

Dimensionierung des baulichen Schallschutzes der Außenbauteile nach der 

Ziffer 6.1 der textlichen Festsetzungen zu berücksichtigen. 

Der Beurteilungspegel des Gesamtverkehrslärms ist durch die energetische 

Addition des Beurteilungspegels des Straßenverkehrslärms, berechnet nach 

RLS-19 , und des Beurteilungspegels des Schienenverkehrslärms, berechnet 

nach Schall 03  zu ermitteln. 

1 Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen - Ausgabe 2019 - RLS-19, Verkehrsblatt, Amtsblatt des 

Bundesministers für Verkehr (VkBl. 2019, Heft 20, S. 698) 

2  Anlage 2 (zu § 4) der Verkehrslärmschutzverordnung: Berechnung des Beurteilungspegels für 
Schienenwege (Schall 03), vom 18. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2271) 
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Abb.: Karte 3; Einbau einer fensterunabhängigen, schallgedämmten Lüftung in zum Schlafen 
genutzten schutzbedürftigen Räumen, Geltungsbereich Teil Nord 
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Abb.: Karte 4; Einbau einer fensterunabhängigen, schallgedämmten Lüftung in zum Schlafen 
genutzten schutzbedürftigen Räumen, Geltungsbereich Teil Süd 
 

8. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, 

Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

(§ 9 (1) Nr. 25a) und b) BauGB) 

Die Bäume und Sträucher im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind zu 

erhalten und bei Abgang oder notwendigen Fällungen für Baumaßnahmen gem. 

Artenliste der Gemeinde Bietigheim zu ersetzen. 

Für die folgenden Festsetzungen wird auf die Empfehlung der Pflanzliste auf 

der Internetseite der Gemeinde Bietigheim verwiesen: 

https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_pflanzliste.html 

8.1. Anpflanzung und Erhalt von Einzelbäumen je Baugrundstück  

Pro angefangenen 400 m² Grundstücksfläche ist 1 Laubbaum mind. 2. Ordnung 

zu erhalten oder zu pflanzen. Empfohlen werden Bäume der Artenliste der 

https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_pflanzliste.html
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Gemeinde Bietigheim. Qualitäts- und Größenbindung für die Pflanzung von 

Bäumen: Hochstämme, 3 x verpflanzte Ware, Stammumfang mindestens 16 

cm. 

8.2. Ansaat von Grünflächen 

Bei einer Neugestaltung von Grünflächen ist auf Blühaspekte als Nahrung für 

Bienen, Schmetterlinge und andere Insekten zu achten. Die Anlage 

samenreicher Flächen kann durch die Ansaat spezieller Blühmischungen 

erfolgen. Geeignete Blühmischungen für den Siedlungsbereich sind der 

Artenliste der Gemeinde Bietigheim zu entnehmen.  

8.3. Extensive Dachbegrünung  

Flachdächer von Hauptgebäuden, Garagen und Carports sind extensiv mit einer 

Substratauflage von mindestens 5,00 cm zu begrünen. Das Substrat sollte nicht 

mehr als 20 Gewichtsprozent organische Bestandteile und keinen Torf 

enthalten. Auf Düngung ist zu verzichten. Bautechnische Normen und 

Richtlinien sind zu beachten. Die Einsaat sollte lückig erfolgen, so dass die 

spontane Ansiedelung von Wildkräutern möglich ist. 

Ebenso ist auf die Verwendung einer artenreichen Saatgutmischung für 

Dachbegrünungen zu verzichten, da solche eine hohe Zahl nicht autochthoner 

Arten enthalten und zu einer Florenverfälschung beitragen können. Über 

Samenanflug und -eintrag (Vögel) können sich allmählich weitere typische Arten 

einstellen. Für eine geeignete Ansaat wird die Verwendung der Artenliste der 

Gemeinde Bietigheim empfohlen. 

8.4. Fassadenbegrünung 

Es wird empfohlen, vorhandene oder geplante Fassaden zu begrünen. Möglich 

sind bodengebundene, nicht bodengebundene, hängende oder indirekte 

Fassadenbegrünungen. Die Begrünung ist fachgerecht und dauerhaft zu 

erhalten und zu pflegen. 

Empfohlen werden Kletterpflanzen der Artenliste der Gemeinde Bietigheim. 
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Teil C – Örtliche Bauvorschriften 

In Ergänzung des zeichnerischen Teils wird folgendes festgesetzt: 

1. Dächer und Dacheindeckungen 

(§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Zulässige Dachform und Dachneigung: 

• Walmdach (WD), Krüppelwalmdach (KWD), Satteldach (SD), versetztes 

Pultdach (VP) mit mindestens 30°, maximal jedoch 48° Dachneigung 

• Mansarddach (MD) mit einer Dachneigung für den unteren, steileren Teil von 

mindestens 65°, maximal jedoch 80° und für den oberen, flacheren Teil 

mindestens 15°, maximal jedoch 48°  

• Flachdach (FD) mit maximal 5° Dachneigung und flachgeneigtes Dach bis 

max. 15° Dachneigung. 

Für untergeordnete Bauteile und Nebenanlagen sind generell auch andere 

Dachformen und -neigungen zulässig. Bei Satteldächern ist der Hauptfirst mittig 

anzuordnen.  

Für Doppelhäuser und Hausgruppen ist nur die gleiche Dachform zulässig. 

Für beide Doppelhaushälften und bei allen Reihenhäusern einer Hausgruppe 

muss dies per gegenseitiger Baulast gesichert werden. 

Sonnenkollektoren und Photovoltaikelemente sind parallel und so nah an 

der Dachdeckung wie technisch möglich und mit gleicher Neigung wie die 

Dachflächen anzubringen. 

Dachdeckungen auf geneigten Dächern sind in Rot- bis Brauntönen und in 

der Farbe Anthrazit zulässig. Zusammenhängende Dachflächen sind im 

gleichen Farbton zu halten. Dacheindeckungen und Dachaufbauten sind 

reflexionsarm und ohne Blendwirkung für die Umgebung auszubilden.  

Flachdächer (bis einschließlich 5° Dachneigung) und flach geneigte Dächer (bis 

einschließlich 15° Dachneigung) sind extensiv zu begrünen (siehe 

bauplanungsrechtliche Festsetzungen Ziffer 7.3). 

Für Garagen und Carports sind nur begrünte Flachdächer zulässig. 

Dachaufbauten: Dachaufbauten im Sinne dieser Vorschrift sind Dachgauben, 

Gegengiebel und Dacheinschnitte. Mit Gegengiebeln wird die Hauptdachtraufe 

unterbrochen im Unterschied zur durchlaufenden Hauptdachtraufe bei 

Dachgauben. 

Dachaufbauten sind zulässig. Sie sind dem First des Hauptdaches 

unterzuordnen. 

Die Länge von Dachaufbauten darf in ihrer Summe maximal zwei Drittel der 

Gebäudelänge betragen. Als Gebäudelänge ist die Wandlänge von Außenkante 

Giebelwand bis Außenkante Giebelwand maßgebend. 
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Der Abstand von Dachaufbauten zur Außenkante Giebelwand muss jeweils 

mindestens 1,00 m betragen. 

2. Fassadengestaltung 

(§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

Fassadenfarben mit einer Buntheit > 40 nach dem RAL Design System sind 

unzulässig.  

3. Werbeanlagen 

(§ 74 (1) Nr. 2 LBO) 

Hinweisschilder auf Beruf, Gewerbe oder Wohnung sind an der 

Gebäudefassade sowie an der Grundstücks-Einfriedung zulässig. Einzelne 

Hinweisschilder dürfen eine Fläche von 0,50 m² und in der Summe eine 

Gesamtfläche von 1,00 m² pro Gebäude nicht überschreiten. Die Wandhöhe 

darf mit der Oberkante von Werbeanlagen nicht überschritten werden. 

Unzulässig sind Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht, 

drehbare Werbeträger und solche mit wechselnden Motiven, sowie 

Laserwerbung, Skybeamer oder Ähnliches. 

4. Gestaltung der nicht überbauten Flächen 

(§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Nicht überbaute Grundstücksflächen – außerhalb notwendiger Stellplätze, 

Zugänge, Zufahrten, Terrassen und ins Erdreich versenkte Schwimmbecken - 

sind als begrünte Gartenflächen herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. 

Steinschüttungen zur Freiflächenabdeckung sind untersagt (siehe auch Teil D, 

Ziffer 2 des Bebauungsplans: Verzicht auf Schottergärten). 

5. Einfriedungen  

(§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Zulässige Arten der Einfriedung: 

• Lebende Einfriedungen aus Heckenpflanzungen. Hierfür sind 

standortgerechte Arten zu verwenden. Geeignete Gehölzarten sind der 

Internetseite der Gemeinde Bietigheim zu entnehmen 

(https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_pflanzliste.html). 

• Holzlattenzaun mit senkrechter oder waagerechter Verbretterung, 

unter der Bedingung, dass sie den Wasserabfluss nicht behindern. 

• Tote Einfriedungen aus Metall mit mindestens einseitig lückenlos 

hinterpflanzten Zäunen bis zu einer Höhe von 0,80 m unter der 

Bedingung, dass sie den Wasserabfluss nicht behindern. 

Unzulässig für Einfriedungen ist die Verwendung von Kunststoffen aller Art und 

Stacheldraht.  

Darüber hinaus gilt für Einfriedungen das Nachbarrecht Baden-Württemberg 

und die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (siehe Teil D – Hinweise). 

 

https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_pflanzliste.html
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6. Errichtung von PV-Anlagen 

Auf und an Dächern, Fassaden und Einfriedungen sind Photovoltaikanlagen 

gemäß § 50 Abs. 1 LBO in jeder Ausführung und Größe verfahrensfrei zulässig. 

Diese sind auch dann zulässig, wenn für den Anbringungsort besondere 

gestalterische Vorgaben bestehen. 

7. Böschungen und Mauern zur Außenraumgestaltung 

(§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Mauern zur Terrassierung des Grundstücks sind in Naturstein, mit Gabionen 

oder unbehandelten Holzkonstruktionen auszuführen und dürfen eine Höhe von 

1,00 m nicht überschreiten. Größere Höhen sind durch einen horizontalen 

Versatz von mindestens 2,00 m zu terrassieren. 
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Teil D – Hinweise, Nachrichtliche Übernahmen und Kennzeichnungen  

(§ 9 (6) BauGB und § 9 (5) BauGB) 

1. Artenschutz 

Bei baulichen Änderungen könnten artenschutzrechtliche Verbotstatbestände 

nach § 44 BNatSchG ausgelöst werden. 

• Fledermäuse: Bei geplanten baulichen Veränderungen an Gebäuden 

oder bei einer Überbauung der kleinen Parkfläche muss zunächst das 

Vorkommen von Fledermäusen im Rahmen einer Untersuchung 

einzelfallbezogen überprüft werden, um das Töten von Individuen im 

Zusammenhang mit der Zerstörung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

zu vermeiden. Zu den anderen in Anhang IV der FFH-Richtlinie 

aufgeführten Tierarten sind keine weiteren Maßnahmen/ 

Untersuchungen nötig.  

• Europäische Vogelarten: Bei geplanten baulichen Veränderungen an 

Gebäuden muss das Vorkommen von europäischen Vogelarten beachtet 

(ggf. Bauzeitenbeschränkung) und wegfallende Fortpflanzungsstätten 

planungsrelevanter Vogelarten ersetzt werden (Anbringung von 

Nisthilfen). 

• Bauzeitenbeschränkung: Um Verbotstatbestände wie Tötungen 

auszuschließen, sind Fällungen von Gehölzen nur außerhalb der Brutzeit 

zwischen Oktober und Februar zulässig. 

• Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen: Zum Schutz vor 

Vogelschlag sind großflächige Fenster und Glasfronten zu vermeiden, 

ebenso Glaskonstruktionen über Eck, spiegelnde Fassaden neben 

Gehölzen und Grünflächen sowie freistehende Glasscheiben von 

Unterständen für z. B. Fahrräder. Alternativ können Milchglas, 

bedrucktes Glas oder Scheiben mit geringem Reflexionsgrad (max. 15 

%) verwendet werden. Transparente Scheiben können für Vögel sichtbar 

gemacht werden durch außenseitige und flächige Markierungen mit 

einem Bedeckungsgrad mindestens gemäß der „Handflächenregel“ 

(Abstand der aufgeklebten Strukturen maximal eine Handbreite). Auf die 

Empfehlungen des Leitfadens "Vogelfreundliches Bauen mit Glas und 

Licht" der Vogelschutzwarte Sempach (www.vogelglas.info) wird 

verwiesen. 

• Insektenfreundliche Außenbeleuchtung: Gemäß § 21 (3) S. 1 

NatSchG sind ab dem 1. Januar 2021 neu errichtete 

Beleuchtungsanlagen an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen mit 

einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden 

insektenfreundlichen Beleuchtung auszustatten, soweit die 

Anforderungen an die Verkehrssicherheit eingehalten sind, Gründe der 

öffentlichen Sicherheit nicht entgegenstehen oder auf Grund von 

Rechtsvorschriften nichts Anderes vorgeschrieben ist. Es gelten die 

gesetzlichen Maßgaben des § 21 NatSchG. Als Leuchtmittel für die 

Außenbeleuchtung sind Leuchten mit folgenden Eigenschaften zu 

verwenden: 
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o Energieeffizienz (z. B. LED, moderne Natriumdampflampen) 

o UV-freies möglichst „amberfarbenes“ Licht mit einer 

Farbtemperatur von 1700 bis 2200 Kelvin oder „warmweißes“ 

Licht mit einer Farbtemperatur von maximal 3000 Kelvin 

verwenden (insektenfreundliches Licht mit geringem Blauanteil) 

o Nach oben voll abgeschirmten Leuchten, die das Licht nur dorthin 

lenken, wo es tatsächlich gebraucht wird, keine Abstrahlung nach 

oben über die Horizontale hinaus in den Nachthimmel („Full-Cut-

Off-Leuchten“), Lichtaustrittsfläche der Leuchte ist horizontal 

auszurichten 

o Die Außenbeleuchtung, auch Gebäude- und Werbebeleuchtung, 

ist äußerst maßvoll einzusetzen. Ein nächtliches Abschalten 

künstlicher Beleuchtung bzw. der Einsatz von exakt 

ausgerichteten Bewegungsmeldern ist zu prüfen und wo möglich 

umzusetzen. 

Die genannten Maßgaben zur Beleuchtung gelten auch für die Zeit der 

Bauphase. 

2. Verzicht auf Schottergärten  

Die nicht überbauten Flächen müssen Grünflächen sein, soweit diese Flächen 

nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. Schotterungen 

zur Gestaltung von privaten Gärten sind grundsätzlich keine andere zulässige 

Verwendung im Sinne des § 9 (1) LBO.  

Das Plangebiet hat unter anderem eine Bedeutung als Nahrungshabitat für 

verschiedene Tierarten. Auf großflächig angelegten Steinflächen entfällt diese 

Funktion. Daher ist eine Gestaltung von Gärten als Schottergärten nicht 

zulässig. Dies entspricht auch § 21a des NatSchG Baden-Württemberg. 

Schotterflächen sind z. B. für Stellplätze und Wege gestattet, nicht jedoch als 

flächiges Element in der Gartengestaltung. Gartenanlagen sollen 

insektenfreundlich gestaltet und Gartenflächen vorwiegend begrünt werden. 

3. Belange des Denkmalschutzes 

Sollten bisher unbekannte Funde oder Fundplätze entdeckt werden, so sind 

diese gemäß § 20 des Denkmalschutzgesetzes unverzüglich dem 

Landesdenkmalamt zu melden. Der Fund und die Fundstelle sind bis zu vier 

Werktage nach Meldung in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht 

das Landesdenkmalamt einer Verkürzung dieser Frist zustimmt (§ 20 (1) 

DSchG). 
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4. Grundwasserschutz/ Gewässerschutz 

Das anfallende häusliche Schmutzwasser ist an die Kanalisation 

anzuschließen. Das auf neu versiegelten Flächen anfallende 

Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken dezentral zu versickern. Die 

Anforderungen der in Baden-Württemberg gültigen Normen, Richtlinien, 

Arbeitshilfen, Gesetze und Verordnungen zum Umgang mit Regenwasser in 

Siedlungsgebieten sowie die Satzungen der Gemeinde Bietigheim sind zu 

berücksichtigen. Für die Wahl des geeigneten Entwässerungssystems sind die 

Flächenbelastung, die Reinigungsleistung von Behandlungsanlagen sowie der 

Schutzstatus des Grundwassers ausschlaggebend. 

Aufgrund der Lage des Plangebietes in der Zone III A des Wasserschutzgebiets 

„Rheinwaldwasserwerk“ (LfU-Nr. 216043), muss dem Grundwasserschutz bei 

den Arbeiten und der Benutzung der Flächen eine besondere Bedeutung 

zukommen. Auf die gültige Schutzgebietsverordnung wird hingewiesen. Die 

Bestimmungen der Rechtsverordnung des Landratsamtes Rastatt vom 

25.08.2010 sind zu beachten. Belange der Grundwasserneubildung sowie des 

Grundwasserschutzes der geplanten Bebauung dürfen nicht entgegenstehen. 

Das Errichten und Erweitern oder die Umgestaltung von sonstigen baulichen 

Anlagen ist nur zulässig, wenn die erforderlichen Schutzvorkehrungen gegen 

eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige 

Veränderung seiner Eigenschaften getroffen werden. 

Auf folgende mögliche Risiken durch erneute Bebauung des Gebietes sowie 

Erschließungsarbeiten und Bauausführungen wird besonders verwiesen: 

• nicht schadloses Versickern von Niederschlagwasser aus befestigten 

Flächen oder Ableitung von Niederschlagswässern/Abwässern 

(Mischwasser) in Oberflächengewässer, 

• dem Bau und Betrieb von Abwasseranlagen und -leitungen, 

• dem Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 

• dem Errichten und Erweitern von Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen im Sinne von § 62 WHG, 

• dem Verwenden von auswasch- oder auslaugbaren und 

wassergefährdenden Materialien, insbesondere durch dauerhaft ins 

Grundwasser einzubringende Bauwerke und Materialien oder durch den 

Bau von Verkehrsanlagen und von Lärmschutzwällen sowie für 

Aufschüttungen, 

• dem Neu-, Um- und Ausbau von Straßen, Parkplätzen und sonstigen 

Verkehrsflächen (auch im privaten Bereich), 

• dem Anlegen und Erweitern von Drainagen, 

• durch Verwendung von Schmierstoffen im Bereich Verlustschmierung 

und als Schalöle bei der Bauausführung, 

• das Abteufen von Bohrungen evtl. bis ins Grundwasser oder die sonstige 

Erschließung des Grundwassers. 
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Es ist sicherzustellen, dass die Bautätigkeit der Erschließungsträger und der 

Bauherren flächendeckend durch eine Bauaufsicht überwacht und die 

Einhaltungen der grundwasserschützenden Ausführungsbestimmungen 

entsprechend durchgesetzt werden. Ziel muss die nachhaltige Sicherung des 

Grundwasserschutzes und der Grundwasserneubildung sein. Gemäß der 

aktuellen Schutzgebietsverordnung sind Bohrungen sowie das Errichten und 

Erweitern von sonstigen baulichen Anlagen in der Zone IIIB nur zulässig, wenn 

eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige 

Veränderung seiner Eigenschaften nicht zu besorgen ist. 

Dachdeckungen und Dachinstallationen 

Die Verwendung von unbeschichteten Metallen wie Zink, Blei, Kupfer und 

anderen Materialien ist nur zulässig mit wasserrechtlicher Erlaubnis. 

Versickerung 

Es wird auf den § 6 Nr. 10 der Rechtsverordnung des Landratsamtes Rastatt 

vom 25.08.2010 hingewiesen. Die jeweilige Bauherrschaft muss die 

Schadlosigkeit der dezentralen Versickerung nachweisen. 

Gartenbrunnen 

Für die Bohrung eines Brunnens zur Gartenbewässerung ist eine 

wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich (§ 43 Wassergesetz). Ein Antrag ist 

beim Landratsamt Rastatt - Amt für Umwelt und Gewerbeaufsicht - Untere 

Wasserbehörde zu stellen. 

5. Hochwassergefahrenkarten und Starkregenrisikokarten 

Von Starkregen spricht man, wenn es in kurzer Zeit und lokal begrenzt, intensiv 

regnet. Der Deutsche Wetterdienst spricht von Starkregen bzw. auch 

Starkniederschlag, wenn in einer Stunde mehr als 10 Millimeter 

beziehungsweise in 6 Stunden mehr als 20 Millimeter Regen fallen. Gerade in 

den Sommermonaten verursacht Starkregen in Verbindung mit heftigen 

Gewittern oft große Schäden, denn im Gegensatz zu Hochwasser an großen 

Flüssen ist der genaue Ort und Zeitpunkt kaum vorherzusagen und kann für die 

Betroffenen sehr überraschend auftreten.  

Auch in der Ebene können Starkniederschläge Überflutungen verursachen. Da 

die großen Wassermengen zumeist über den Bemessungsgrenzen der 

Kanalnetze liegen, können sie weite Flächen schnell unter Wasser setzen. 

Insbesondere die Bebauung und Infrastruktur in den Senken können dabei 

erheblich geschädigt werden. 
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Weitere Hinweise zum Thema, wie die Maßnahmenkarten im Originalmaßstab 

und das Handlungskonzept für Bietigheim ist folgender Internetseite der 

Gemeinde Bietigheim zu entnehmen:  

https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_starkregenrisikomanagement.ht

ml 

Ergänzende Hinweise des Umweltamts im Landratsamt Rastatt: 

Die Angaben zu Überflutungstiefen und Fließgeschwindigkeiten beruhen auf 

den zum Zeitpunkt der Erstellung der Starkregengefahrenkarten 

vorherrschenden topographischen und baulichen Verhältnisse im 

Bebauungsplanbereich. Diese können sich zwischenzeitig verändert haben und 

damit auch die aktuell vorliegenden Gefahrendaten. Dies ist bei der Auswertung 

der Starkregengefahrendaten zu berücksichtigen. 

Im Falle von Starkregenereignissen ist entsprechend den Berechnungen mit 

Überflutungen im Vorhabenbereich zu rechnen, Details sind den 

Starkregengefahrendaten zu entnehmen. 

Im Zuge einer zukünftigen Umsetzung von Bebauungsmaßnahmen im 

Vorhabenbereich kann sich die Überflutungsgefahr aufgrund dadurch 

geänderter Einflussgrößen, wie z.B. die topografischen Verhältnisse und die 

Oberflächenbeschaffenheit, lokal ändern. Es wird daher grundsätzlich eine 

individuelle Prüfung der Starkregenrisiken im Vorfeld der Planung 

eventueller Baumaßnahmen empfohlen. 

https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_starkregenrisikomanagement.html
https://www.bietigheim.de/web/leben_bauen_starkregenrisikomanagement.html
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Auf Flächen, welche von Hochwasser betroffen sein können, sind die Aspekte 

des Hochwasserschutzes und der Hochwasserrückhaltung bei Bauvorhaben 

und anderen Veränderungen der Erdoberfläche zu beachten. Es wird hierzu 

auch auf § 12 Abs. 5 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) verwiesen. 

Dies gilt auch für Flächen, die infolge von Starkregenereignissen von 

Hochwasser betroffen sind. 

Bauliche Anlagen sollten hochwasserangepasst geplant und gebaut werden. 

Hierzu werden z. B. die weiterführenden Informationen unter 

https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de, die „Hochwasserschutzfibel 

– Objektschutz und bauliche Vorsorge“ des Bundesministeriums für Umwelt, 

Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit in der jeweils geltenden Fassung und 

das DWA Merkblatt 553 (Hochwasserangepasstes Planen und Bauen, Nov. 

2016), empfohlen. 

Des Weiteren gilt grundsätzlich die nach § 5 Abs. 2 WHG gebotene allgemeine 

Sorgfaltspflicht, wonach jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein 

kann, im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet ist, geeignete 

Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur 

Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken 

den möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch 

Hochwasser anzupassen. 

6. Geologie und Rohstoffe 

Geologie 

Im Plangebiet liegt eine Überdeckung aus den quartären 

Lockergesteinseinheiten "Hochflutlehm" und "Ortenau-Formation" vor. Darüber 

hinaus ist die Festgesteinseinheit "Oberrheingraben-Tertiär" im Untergrund zu 

erwarten. 

Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte 

von Baden-Württemberg 1 : 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer 

entnommen werden. Nähere Informationen zu den lithostratigraphischen 

Einheiten bieten die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRBwissen 

und LithoLex. 

Geochemie 

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden-

Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu 

den geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen 

Informationsportal LGRBwissen beschrieben. 

Bodenkunde 

Da im Rahmen des Planungsvorhabens ausschließlich Böden in 

Siedlungsflächen betroffen sind, liegen auf Grundlage der Bodenkundlichen 

Karte 1 : 50 000 (GeoLa BK50) bzw. der frei zugänglichen 

https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/
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Bodenfunktionsbewertung auf Grundlage der digitalen Bodenschätzungsdaten 

keine Informationen zu den Bodenverhältnissen vor. 

Soweit innerhalb des Plangebiets unversiegelte Böden betroffen sind, sollte 

berücksichtigt werden, dass diese trotz möglicher anthropogener Überprägung 

wichtige Bodenfunktionen entsprechend § 2 BBodSchG erfüllen. 

Für Eingriffe in unversiegelte Böden ist daher gemäß § 1a Abs. 2 BauGB und § 

2 LBodSchAG auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu 

achten. 

Eine Bodenfunktionsbewertung kann nach dem Leitfaden „Bewertung von 

Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit“ der LUBW (2010) erfolgen. 

Angewandte Geologie 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher 

Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 

Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. 

geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein 

hydrogeologischer bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin 

getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden 

Ingenieurbüros. 

Ingenieurgeologie 

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, empfiehlt das LGRB 

die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan: 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur 

Lastabtragung geeignet sind, sowie mit einem kleinräumig deutlich 

unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. 

vorhandene organische Anteile können dort zu zusätzlichen bautechnischen 

Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant 

sein. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von 

Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 

Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur 

Baugrubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen 

gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro 

empfohlen. 

Hydrogeologie 

Auf die Lage des Planvorhabens in Schutzzone IIIA des festgesetzten 

Wasserschutzgebiets „Rheinwaldwasserwerk 43“ (LUBW Nr.: 216-043) wird in 

den Antragsunterlagen hingewiesen. 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen 

durch das LGRB statt. 
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Geothermie 

Informationen zu den oberflächennahen geothermischen 

Untergrundverhältnissen sind im Informationssystem „Oberflächennahe 

Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste 

Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen 

Nutzung des Untergrundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. 

Bitte nehmen Sie vor Verwendung des Informationssystems die Erläuterungen 

zur Kenntnis. 

Allgemeine Hinweise 

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach 

Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht 

nach den Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine 

Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen hierzu 

stehen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 

Digitale Geodaten und Bohrdaten werden über die Fachanwendungen 

LGRBgeoportal und LGRBbohrungen bereitgestellt. Dort sind auch weitere 

Fachinformationen und Downloadoptionen zu finden. Hierzu soll auch der 

LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen genutzt werden. 

Insbesondere wird auf das Geotop-Kataster verwiesen. Es soll auch das 

aktuelle Merkblatt für Planungsträger verwendet werden. 

7. Geothermie 

Aufgrund der Lage des gesamten Plangebiets in Zone IIIA des 

Wasserschutzgebiets Rheinwaldwasserwerk 43 gibt es Einschränkungen bei 

der geothermischen Nutzung. In Zone IIIA sind keine Wasser/Wasser-

Wärmepumpen zulässig. Eine Errichtung von Erdwärmesonden bedarf einer 

Ausnahmegenehmigung. Erdwärmesonden dürfen nur mit einem Wärmeträger 

ohne Wassergefährdung (i.d.R. reines Wasser) betrieben werden und sind ohne 

Verpressung (i.d.R. mittels Hohlbohrschnecke) niederzubringen. Für die 

Errichtung und Nutzung ist eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt 

Rastatt – Amt für Umwelt und Gewerbeaufsicht zu beantragen. 

Erdwärmekollektoren sind grundsätzlich zulässig, sofern sie nicht tiefer als 5 m 

unter Geländeoberkante geplant sind und keinen Kontakt zum Grundwasser 

haben. Zusätzlich muss unter der Anlage eine flächenhafte, natürliche bindige 

Dichtschicht von mindestens 2 m und einem Durchlässigkeitsbeiwert (DIN 

18130, Teil 1) von kf < 10-6 m/s („schwach durchlässig“) oder eine flächenhaft 

natürliche bindige Dichtschicht von mindestens 1 m und einem 

Durchlässigkeitsbeiwert von kf < 10-8 m/s („sehr schwach durchlässig“) 

vorhanden sein. Das Einbringen bzw. das Ergänzen fehlender Dichtschichten 

kann auch technisch erfolgen, wobei nur natürliche mineralische 
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Dichtmaterialien zu verwenden sind. Zulässig sind hier auch Bentonitmatten. 

Folien sind nicht zugelassen. Entsprechend geringe Durchlässigkeiten weisen 

größenordnungsmäßig sandiger Schluff – Schluff (kf < 10-6 m/s), bzw. 

schluffiger Ton - Ton (kf < 10-8 m/s) auf. 

Die flächenhafte Verbreitung abdichtender Schichten ist vor Baubeginn für die 

vorgesehene Fläche durch geeignete Untersuchungen (Sondierungen, Schürfe 

etc.) in einem Fachgutachten nachzuweisen. Als Wärmeträgerflüssigkeit 

können dieselben Stoffe wie außerhalb von Wasserschutzgebieten verwendet 

werden. Hierfür ist eine Ausnahmegenehmigung oder Befreiung von der 

Wasserschutzgebietsverordnung bei der unteren Verwaltungsbehörde zu 

beantragen. 

8. Satzung über die Erhöhung der Stellplatzverpflichtung in der Gemeinde 

Bietigheim Landkreis Rastatt 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Satzung über die Erhöhung der 

Stellplatzverpflichtung in der Gemeinde Bietigheim in der Fassung vom 

27.06.2019 wird hingewiesen. 

9. Bodenschutz und Erdaushub 

• Vor Beginn der Arbeiten sind oberirdische Pflanzenteile auf den von der 

Baumaßnahme betroffenen Flächen zu entfernen. 

• Durch das Abschieben des Oberbodens (Mutterboden) zu Beginn von 

Erdarbeiten, eine fachgerechte Zwischenlagerung und eine fachgerechte 

Wiederverwendung auf angelegten Freiflächen ist der Verlust von belebtem 

Oberboden zu verringern. 

• Mutterboden darf nicht überschüttet werden. Für die Lagerung bis zur 

Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2,00 m hoch locker 

aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet ist. Vor 

Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch 

Auflockerung zu beseitigen. 

• Humushaltiger Oberboden und kulturfähiger Unterboden sowie 

Bodenschichten unterschiedlicher Körnungsklassen sind getrennt 

auszubauen und in profilierten Mieten verdichtungsfrei zwischenzulagern. 

Ein Befahren der Mieten ist nicht zulässig.  

• Die Umlagerung von Bodenmaterial ist so durchzuführen, dass 

Verdichtungen durch vernässte Böden und ungeeignetes Gerät möglichst 

vermieden werden. Nur trockener bis erdfeuchter, nicht nasser Boden darf 

ausgebaut werden. 

• Oberbodenmieten dürfen bis maximal 2 m Höhe, Mieten aus kulturfähigem 

Unterboden können bis maximal 3 m Höhe aufgeschüttet werden. 

• Bodenmieten sind vor Vernässung zu schützen und dürfen daher nicht in 

Senken oder Muldenlagen angelegt werden.   

• Beim Wiedereinbau dürfen zuvor getrennten Bodenmaterialien nicht 

gemischt werden. Beim Auftrag soll der Boden trocken sein und nicht 

stärker als ursprünglich verdichtet werden. 
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Auf Grundlage von § 3 des Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetzes ist der im 

Bebauungsplangebiet überschüssig anfallende Erdaushub ordnungsgemäß 

und schadlos zu verwerten oder zu entsorgen. 

10. Auffüllungen/ Aufschüttungen/ Altlasten 

Am 1. August 2023 ist die Mantelverordnung in Kraft getreten. Diese umfasst 

unter anderem die neue Ersatzbaustoffverordnung und eine Neufassung der 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. 

Bei Auffüllungen und Aufschüttungen im Rahmen von Baumaßnahmen ist die 

Mantelverordnung zu beachten. Diese löst die technischen Regeln der 

„Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-Württemberg für die 

Verwertung von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial“ (VwV Boden) ab. 

Hinweis: Auf dem Grundstück in der Sofienstraße 25, Bietigheim (Flst. 2079/5) 

wurde zwischen 1961 und 1978 eine chemische Reinigung (Objektnr. 02484) 

betrieben. Der Standort wird im Bodenschutz- und Altlastenkataster des 

Landkreises Rastatt mit dem Handlungsbedarf 2B (=Belassen) nach Kontrolle“ 

unter dem Kriterium „Gefahrenlage hinnehmbar“ geführt. Die Bewertung 

bedeutet, dass Verunreinigungen im Untergrund bekannt sind, derzeit aber kein 

Handlungsbedarf besteht. Bei Eingriffen in den Untergrund, Entsiegelung von 

Flächen etc. ist das Amt für Umwelt und Gewerbeaufsicht jedoch zu beteiligen, 

da Auflagen (z.B. Bauüberwachung, Entsorgung etc.) erforderlich werden. 

Der Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen (z.B. RC-Material, 

Bodenmaterial) in technische Bauwerke hat nach Vorgaben der 

Ersatzbaustoffverordnung zu erfolgen. In Abhängigkeit der mineralischen 

Ersatzbaustoffe und deren Materialklasse bestehen nach § 22 ErsatzbaustoffV 

Anzeigepflichten. Aufgrund der Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet ist 

der Einsatz von Recyclingmaterial unabhängig von Menge, Materialklasse oder 

Einbauweise der zuständigen Abfallrechtsbehörde vier Wochen vor Einbau 

schriftlich anzuzeigen. Ebenso ist innerhalb von 2 Wochen nach Abschluss der 

Baumaßnahmen eine Abschlussanzeige bei der zuständigen Behörde 

vorzulegen. Gleiches gilt für Bodenmaterial ab der Einstufung BM-0*. Im 

Hinblick auf die am Standort zulässigen Einbauweisen für Recyclingbaustoffe 

und Bodenmaterial sind insbesondere die Vorgaben der ErsatzbaustoffV nach 

Anlage 2, Tabellen 1-3 und Tabellen 5-8, unter Berücksichtigung der 

Wasserschutzgebietszone III A zu beachten. Neben der 

Ersatzbaustoffverordnung sind zudem die Vorgaben der 

Wasserschutzgebietsverordnung in Bezug auf den Einbau von mineralischen 

Ersatzbaustoffen zu berücksichtigen. 

Für den Einbau von Bodenmaterial in bodenähnlichen Anwendungen (ohne 

technischen Zweck) Hierzu gehören z.B. Aufschüttungen im Bereich späterer 

Grünflächen sowie auch Aufschüttungen ohne technischen Zweck unterhalb 

technischer Bauwerke. Für das Aufbringen von Bodenmaterial auf oder in einen 

durchwurzelbare Bodenschicht sind gemäß § 7 BBodSchV der die 
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Vorsorgewerte der Anlage 1 Tabelle 1 und 2 der BBodSchV einzuhalten oder 

es ist Material zu verwenden, dass gemäß Anlage 1 Tabelle 3 der 

Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) als Bodenmaterial der Klasse 0 

(BM-0) klassifiziert wurde. Die Anforderungen an Bodenmaterial zum 

Einbringen außerhalb oder unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht sind 

§ 8 BBodSchV zu entnehmen. 

11. Solarthermie- und Photovoltaikanlagen 

Bei Installation und Betrieb von Solarthermie- und Photovoltaikanlagen muss 

vermieden werden, dass Umwelteinwirkungen durch Licht auftreten, die nach 

Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder 

erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft 

herbeizuführen. Für die Beurteilung von Blendwirkungen sind die „Hinweise zur 

Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen“ der Bund/Länder-

Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) maßgeblich. 

Folgende Maßnahmen dienen zum Beispiel zur Verminderung und Vermeidung 

von Blendwirkungen von Photovoltaikanlagen auf Dächern: 

• Einsatz von Modulen mit geringem Reflexionsgrad, die dem Stand der 

Technik entsprechen. 

• Optimierung von Modulaufstellung bzw. -ausrichtung oder -neigung. 

12. Photovoltaikpflicht und Dachbegrünung 

In § 8a (7) Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg wird vorgegeben, dass eine 

öffentlich-rechtliche Pflicht zur Dachbegrünung bestmöglich mit der 

Photovoltaikpflicht in Einklang gebracht werden muss. Dabei schließt die eine 

Pflicht die andere nicht aus. Fällt die Photovoltaikpflicht wie im Falle dieses 

Bebauungsplanes mit einer öffentlich-rechtlichen Pflicht zur Dachbegrünung 

zusammen, reduziert sich der Umfang der Mindestnutzung für die Photovoltaik 

um die Hälfte. Um die Photovoltaikpflicht zu erfüllen, reicht es somit im Regelfall 

aus, wenn eine Photovoltaikanlage mit einer Mindestmodulfläche im Umfang 

von 30 Prozent der Eignungsfläche, anstelle der sonst geforderten 60 Prozent, 

installiert wird. 

Aus der Kombination von Dachbegrünung und solarenergetischer Nutzung 

können sich gegenseitige Synergieeffekte wie etwa die Senkung von 

Temperaturspitzen und damit ein höherer Energieertrag von 

Photovoltaikmodulen ergeben. Beide Komponenten müssen jedoch hinsichtlich 

Bauunterhaltung und Pflege aufeinander abgestimmt sein. 

Bei der Installation von Photovoltaikanlagen und Anlagen zur solarthermischen 

Nutzung auf der Dachfläche empfiehlt sich eine „schwimmende" Ausführung 

ohne Durchdringung der Dachhaut. Entsprechende Unterkonstruktionen (zum 

Beispiel spezielle Drainageplatten) erlauben die zusätzliche Nutzung der 

Begrünungssubstrate als Auflast zur Sicherung der Solaranlage gegen 

Sogkräfte. 
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Die Solarmodule sind nach Möglichkeit in aufgeständerter Form mit 

ausreichendem Neigungswinkel und ausreichend Abstand zur Begrünung 

auszuführen. Es ist sicherzustellen, dass die Anforderungen an eine dauerhafte 

Begrünung und Unterhaltungspflege erfüllt sind. Flache Installationen sind zu 

vermeiden oder mit ausreichendem Abstand zur Bodenfläche auszuführen, so-

dass auch hier eine Begrünung darunter möglich bleibt und die klimatische 

Funktion nicht unzulässig eingeschränkt wird. 

13. Haustechnische Anlagen 

Bei der Aufstellung von Luftwärmepumpen, Klima- und Lüftungsgeräten 

außerhalb überbaubarer Flächen wird auf die allgemeine Zulassungs-

möglichkeit nach § 23 Abs. 5 BauNVO verwiesen. Deshalb wird auf eine 

Festsetzung im Bebauungsplan verzichtet.  

Darüber hinaus gelten für haustechnische Anlagen wie Luftwärmepumpen, 

Klima- und Lüftungsgeräten die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen 

der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm). Diese Anlagen 

erzeugen Geräuschimmissionen, die insbesondere nachts im Wohnumfeld 

störend wirken können. Daher sind geeignete Standorte, Geräte und 

Lärmminderungsmaßnahmen nach dem Stand der Technik auszuwählen. 

Der jeweilige Standort soll im maximalen Abstand zu schützenswerten 

Immissionsorten in der Nachbarschaft wie Schlaf- und Wohnräume sowie 

Außenwohnbereiche wie Terrassen und Balkone liegen. Zusätzliche 

Schallbelastungen – beispielsweise durch Reflexion an den Wänden und Böden 

– sind möglichst zu verhindern. Die Möglichkeit einer Kapselung 

(Schalldämmgehäuse) und akustisch entkoppelten Aufstellung gegen den 

Untergrund (und ggf. gegen Wände) sind in der Konzeption zu berücksichtigen. 

Als Hilfestellung dient der „LAI-Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes 

gegen Lärm bei stationären Geräten in Gebieten, die dem Wohnen dienen“ der 

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz. Insbesondere die 

Kurzfassung für Luftwärmepumpen soll dabei unterstützen, die 

Geräuschproblematik dieser Geräte bei Planung, Auswahl, Errichtung und 

Betrieb zu berücksichtigen. 

Die von den aufgestellten haustechnischen Anlagen ausgehenden 

Geräuschemissionen dürfen am maßgeblichen Immissionsort die folgenden 

Werte nicht überschreiten:  
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Der Messpunkt befindet sich hierbei 0,5 m außerhalb des geöffneten Fensters 

des vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raumes. 

14. Leitungen 

Im Geltungsbereich befinden sich mehrere Glasfaser- und empfindliche, 

höherpaarige Kupferleitungen der Telekom. Diese sind teilweise rohrverlegt. 

Die Leitungen und Anlagen der Telekom dürfen weder überbaut, noch 

beschädigt oder in der Lage verändert werden. Die Kabelschutzanweisung der 

Telekom ist zu beachten. 

Zu den Anlagen sind bei Kreuzungen und bei Parallelverlegung lichte Abstände 

von 0,3 m einzuhalten. Bei grabenlosen Bauverfahren sind lichte Abstände von 

mindestens 1,0 m zu den Anlagen der Telekom einzuhalten. Falls dieses 

Mindestmaß nicht sicher eingehalten werden kann, sind im Kreuzungsfall die 

betroffenen Telekomanlagen freizulegen. Die Kabel liegen in der Regel 60 cm 

tief. Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der 

vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus 

betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang 

zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen 

Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische 

Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit 

Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, 

dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum 

Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der 

Telekom informieren.  

Vor Beginn der Arbeiten muss die ausführende Firma eine aktuelle 

Trassenauskunft bei der Telekom einholen: 

https://trassenauskunftkabel.telekom.de/start.html. 

Sollten Tiefbauarbeiten im Gehwegbereich notwendig werden wird um erneute 

Beteiligung gebeten. Bei Planänderungen wird ebenfalls um erneute 

Beteiligung gebeten. 

15. Anbauverbotszone 

Das Bebauungsplangebiet grenzt an die Kreisstraße 3737, außerhalb der zur 

Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der 

Ortsdurchfahrten. Die Belange des Straßenbauamts sind durch den Vorgang 

daher berührt. Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 22 StrG Hochbauten 

Maßgeblicher 
Immissionsort 

Beurteilungspegel 

 tags 

(06:00 – 22:00 Uhr) 

nachts 

(22:00 – 06:00 Uhr) 

Allgemeines 
Wohngebiet (WA) 

55 dB(A) 40 dB(A) 
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jeder Art in einer Entfernung bis zu 15 m, gemessen vom äußeren Rand der 

befestigten Fahrbahn, nicht errichtet werden dürfen. Im zeichnerischen Teil des 

Bebauungsplanes ist die Anbauverbotszone (gem. § 22 Abs. 1 StrG ) ersichtlich 

als rot-gestrichelte Linie. 

16. Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen 

Die Vorgabe der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) zu 

Sichtfeldern sind zu berücksichtigen. Sichtfelder (z. B. im Bereich von privaten 

Ein- und Ausfahrten) sind in einer Höhe zwischen 0,80 m und 2,50 m zur 

Vermeidung von Sichteinschränkungen dauerhaft freizuhalten. 

17. Einfriedungen  

Sofern keine anderweitigen Regelungen zu Einfriedungen im Plangebiet 

getroffen sind, gilt das Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg. 

18. Normen und Richtlinien 

Sofern im Rahmen der textlichen Festsetzungen Bezug auf DIN-Normen und 

Richtlinien genommen wird, können diese während der allgemeinen 

Öffnungszeiten im Rathaus der Gemeinde Bietigheim, Malscher Straße 22, 

eingesehen werden.
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Teil E – Begründung 

1. Planerfordernis 

Die Gemeinde Bietigheim ist ein beliebter Wohnstandort mit einer hohen 

Nachfrage nach Wohnraum. Es ist deshalb von hohem Interesse das ca. 13,6 

ha umfassende Bestandsgebiet „Zink- und Bergäcker“ und Teilbereiche des 

Bereichs „Breithalbjeuchen-Pfaffenpfädel“ im zentralen bis südöstlichen 

Innenbereich der Gemeinde weiterzuentwickeln. Das Planerfordernis ergibt sich 

aus folgenden Gründen: 

• Die bestehende große Nachfrage an Bauland und eine sinnvolle 

Ausnutzung der vorhandenen Potenziale im Innenbereich.  

• Die Bestandssicherung und Weiterentwicklungsmöglichkeit für ansässige 

Dienstleistungseinrichtungen. 

• Das Plangebiet überschneidet sich mit dem Bebauungsplan 

„Breithalbjeuchen-Pfaffenpfädel“ von 1997 und „Zink- und Bergäcker“ von 

1969. Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist zur baulichen Sicherung 

und Weiterentwicklung des gesamten Geltungsbereiches erforderlich. 

• Harmonisierung/ Vereinfachung von veralteten Festsetzungen  

• Erweiterungsmöglichkeiten und Sicherung vom integrierten Einsatz- und 

Hilfeleistungsstandort und der Kindertagesstätte St. Michael 

2. Aufstellung des Bebauungsplans im Verfahren nach § 13a BauGB 

Das beschleunigte Verfahren gem. § 13a BauGB kann für Bebauungspläne 

angewendet werden, die der Innenentwicklung, Wiedernutzbarmachung von 

Flächen, Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung 

dienen. Diese Bebauungspläne unterliegen keiner förmlichen Umweltprüfung. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens sind 

im vorliegenden Fall gegeben: 

• Es handelt es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung im Sinne des 

§ 13a BauGB. 

• Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von 

Schutzgütern im Sinne des § 1 (6) Nr. 7b BauGB. 

• Vorhaben, die eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern, sind nicht 

geplant. 

• Die Grundflächen liegen zwischen 20.000 qm bis weniger als 70.000 qm, 

wenn auf Grund einer überschlägigen Prüfung die Einschätzung erlangt 

wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen 

Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 (4) S. 4 BauGB in der Abwägung zu 

berücksichtigen wären (Vorprüfung des Einzelfalls); die Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die 

Planung berührt werden können, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls zu 

beteiligen. 
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3. Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 13a BauGB 

Da die überbaubare Grundfläche im Gebiet bei ca. 4,22 ha liegt, kann das 

beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB angewendet werden, insofern der 

Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat. 

Zur Prüfung dessen wurde durch das Büro WALD + CORBE Consulting GmbH 

aus Hügelsheim eine überschlägige Prüfung unter der in Anlage 2 des BauGB 

genannten Kriterien durchgeführt (sog. Vorprüfung des Einzelfalles, 

Endfassung 01. April 2026). Auf den Bericht wird verwiesen. 

Die Vorprüfung kommt zusammenfassend zu folgendem Ergebnis: 

„Die Gemeinde Bietigheim plant die Aufstellung des Bebauungsplans 

„Breithalbjeuchen“ in der Ortsmitte. Das Planungsgebiet hat eine Größe von 

13,6 ha und ist z.T. Teil des Bebauungsplans „Breithalbjeuchen-Pfaffenpfädel“ 

aus dem Jahre 1997, der ein größeres Gebiet umfasst. Mit der Aufstellung des 

Bebauungsplans „Breithalbjeuchen“ und den örtlichen Bauvorschriften verfolgt 

die Gemeinde das Ziel, die Wohnfunktion im Innenbereich zu stärken und 

Festsetzungen zu harmonisieren. Eine Bestandsaufnahme macht deutlich, 

dass das zulässige Maß der Überbauung noch nicht ausgeschöpft ist. Aufgrund 

der Baufenster ist dies aktuell schwierig. Durch die Neufestlegung von 

Baufenstern und höhere Gebäudehöhen soll die Nachverdichtung erleichtert 

werden. Die ermittelte zusätzliche aber bereits zulässige Überbauung, beträgt 

ca. 1 ha, ca. 0,2 ha kommen durch die Erweiterung der Gemeinbedarfsflächen 

auf öffentliche Grünflächen hinzu. Die Fläche  liegt deutlich unter dem 

Schwellenwert nach BauGB oder UVPG von 2 ha, welcher auf die 

Notwendigkeit einer Umweltprüfung hinweist. Auch die weitere überschlägige 

Prüfung der Umweltauswirkungen nach den Kriterien der Anlage 2 des 

Baugesetzbuches macht deutlich, dass durch das Vorhaben keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Vorschläge für 

grünordnerische Festsetzungen werden unterbreitet. Sie entsprechen den 

Vorgaben der artenschutzrechtlichen Prüfung des Vorhabens und beinhalten 

weitere Maßnahmen zur Sicherstellung einer starken Durchgrünung des 

Gebiets insbesondere im Hinblick auf den Arten – und Klimaschutz.“ 

Damit kann das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt 

werden. 

4. Abgrenzung und Größe des Plangebiets 

Das Plangebiet mit einer Größe von 13,6 ha liegt mittig im Innenbereich von 

Bietigheim. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus 

der Darstellung im zeichnerischen Teil. 
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5. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan (FNP) 

Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans ist im rechtswirksamen 

Flächennutzungsplan bereits als Wohnbaufläche dargestellt, mit Ausnahme des 

Kindergartens und des Spielplatzes, die als Fläche für den Gemeindebedarf 

bzw. als Grünfläche ausgewiesen sind. Eine weitere Grünfläche im 

Flächennutzungsplan wird zum Teil als Gemeinbedarfsfläche zur Entwicklung 

des Feuerwehrstandortes umgewidmet, dies wird im Zuge der Berichtigung des 

Flächennutzungsplans angepasst.  

Die Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet ist somit aus dem 

Flächennutzungsplan entwickelt, die Gemeinbedarfsfläche mit Spielplatz bleibt 

erhalten, eine zweite Gemeinbedarfsfläche entsteht an der Rheinstraße mit der 

Zweckbestimmung „Integrierter Einsatz- und Hilfeleistungsstandort“, dafür wird 

die vorhandene Grünfläche nach Norden hin verkleinert.  

Abb.: Auszug aus dem FNP des Gemeindeverwaltungsverband Durmersheim, 3. Änderung für 

die Teilgemeinden Bietigheim, Durmersheim und Elchesheim-Illingen Teilplan Bietigheim 

 

6. Örtliche Begebenheiten 

Das Plangebiet liegt im Zentrum von Bietigheim und erstreckt sich bis nach 

Südosten. Es wird durch die Rheinstraße im Westen, die Blumenstraße im 

Nordwesten, die Nelkenstraße im Nordosten sowie die Rastatter Straße im 

Südosten begrenzt. 

Das gesamte Gebiet ist geprägt von einer einfachen und prägnanten 

städtebaulichen Form, die sich insbesondere in den 50er und 60er Jahren 

entwickelt hat. Es gibt zudem eine Kindertageseinrichtung im Nordosten des 
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Gebiets, an die ein öffentlicher Spielplatz anschließt. Zudem befindet sich im 

Süden eine Feuerwehr. 

Das Plangebiet setzt die Wohnbauentwicklung der benachbarten Bereiche fort. 

Die Bebauung in diesem Bereich ist geprägt von überwiegend 

zweigeschossigen Wohnhäusern mit vereinzelten ein- oder dreigeschossigen 

Häusern und zusätzlich ausgebautem Dachgeschoss als Einzel- und auch 

hauptsächlich als Mehrfamilienhäuser.  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus der 

Darstellung im Lageplan. 

7. Verkehrserschließung 

Verkehrlich wird das Gebiet durch die Rheinstraße, die den Bereich von 

Nordwesten nach Süden begrenzt, sowie die Rastatter Straße, welche sich von 

Nordosten nach Süden entlang des Gebiets erstreckt, an das umgebende 

Straßennetz angeschlossen. Die beiden Straßen führen im Süden des Bereichs 

zusammen. Die interne Erschließung wird über einzelne kleinere Straßen 

gewährleistet. 

8. Artenschutz 

Zur Klärung der artenschutzrechtlichen Belange ist eine artenschutzrechtliche 

Ersteinschätzung erstellt worden (Büro WALD + CORBE Consulting GmbH, 

September 2025). Das Gutachten kommt zusammenfassend zu folgendem 

Ergebnis: 

„Die in Baden-Württemberg vorkommenden Vogelarten und Arten des Anhangs 

IV der FFH-Richtlinie wurden hinsichtlich potentieller Vorkommen im 

Untersuchungsgebiet im Rahmen einer Begehung am 24. September 2025 

abgeprüft.  

Die Begehung zur artenschutzrechtlichen Ersteinschätzung ergab Hinweise auf 

mögliche Vorkommen von Fledermäusen sowie planungsrelevanten Vogelarten 

mit Quartieren bzw. Nistplätzen an/in den Gebäuden (u.a. Haussperling und 

Mehlschwalbe). Mit einem Vorkommen weiterer Arten nach Anhang IV der FFH-

Richtlinie ist aufgrund fehlender Habitatstrukturen oder fehlender 

Nahrungspflanzen nicht zu rechnen.  

Bei baulichen Veränderungen an den Gebäuden sind die beiden Artengruppen 

Vögel und Fledermäuse einzelfallbezogen zu untersuchen, da in diesem Fall 

der Verbotstatbestand der Beschädigung oder Zerstörung der Fortpflanzungs- 

oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) nicht sicher ausgeschlossen 

werden kann.“ 

9. Schallschutzkonzept gegen Gesamtverkehrslärm 

Zur Klärung der schallschutztechnischen Belange ist ein schalltechnisches 

Gutachten erstellt worden (Büro Kohnen, 01.April 2026). Das Gutachten kommt 

zusammenfassend zu folgendem Ergebnis: 
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Die Gemeinde Bietigheim beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungsplans 

„Breithalbjeuchen“. Hierdurch soll die hohe Nachfrage nach Wohnraum durch 

eine qualitätsvolle Nachverdichtung auch im Innenbereich der Gemeinde 

Rechnung getragen werden. Das Plangebiet ist weitgehend bebaut. Die 

Abbildung 1 auf der nächsten Seite zeigt die Planzeichnung des 

Bebauungsplans. In der Anlage 1 der Plangrundlagen findet sich die 

Planzeichnung im DIN A3-Format. 

Der Bebauungsplan „Breithalbjeuchen“ umfasst einen großen Teilbereich des 

Gebiets „Breithalbjeuchen“. Durch die Neuaufstellung des Bebauungsplans 

werden die überbaubaren Grundstücksflächen weitergefasst und in Teilen des 

Gebiets wird eine höhere Bebauungshöhe zugelassen. Als Gebietsart wird wie 

bisher überwiegend ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Für die Fläche 

des vorhandenen Standorts der Freiwilligen Feuerwehr (Fläche C) an der 

Rheinstraße und die Fläche der vorhandenen Kindertagesstätte (Fläche D) an 

der Sofienstraße wird eine Gemeinbedarfsfläche mit entsprechender 

Zweckbestimmung festgesetzt. Der vorhandene öffentliche Spielplatz zwischen 

der Nelkenstraße und der Sofienstraße wird als öffentliche Grünflache 

festgesetzt. Eine weitere öffentliche Grünflache befindet sich nördlich des 

Feuerwehrstandorts zwischen den beiden Abschnitten der Rheinstraße. Der an 

der Nelkenstraße vorhandene öffentliche Parkplatz wird durch die Festsetzung 

einer Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung planungsrechtlich 

gesichert. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird im Norden durch die 

Blumenstraße begrenzt. Die nordöstliche Grenze bildet die Nelkenstraße. Die 

Rastatter Straße bildet die östliche Grenze. Im Westen begrenzt die 

Rheinstraße das Plangebiet. Im Süden endet der Geltungsbereich an der 

Zufahrtsrampe zur K 3737. 

Die Topografie des Plangebietes ist weitgehend eben. Östlich der 

Bernhardstraße befindet sich über die Gesamtlänge des Geltungsbereichs des 

Bebauungsplans eine Schallschutzwand mit einer Höhe von 3 m über 

Schienenoberkante, die im Zuge der Lärmsanierung entlang der Rheinbahn 

realisiert wurde. 

Aufgrund der Lage des Plangebiets wirken in diesem die Geräusche der 

folgenden Lärmarten ein: 

• Straßenverkehrslärm insbesondere der Kreisstraße K 3737 (Rheinstraße), 

der Rampe der K 3737 und der Rastatter Straße 

• Schienenverkehrslärm der Bahnstrecke Nr. 4020 (Rheinbahn) und der 

Neubaustrecke Nr. 4280 (Rheintalbahn) im Osten des Geltungsbereichs 

Die Geräuscheinwirkungen der aufgeführten Schallquellen sind anhand des 

einschlägigen Regelwerks zu ermitteln und zu bewerten. Werden die zulässigen 

Orientierungs- und Immissionsgrenzwerte überschritten, sind geeignete 
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Schallschutzmaßnahmen zu entwickeln und deren Wirksamkeit zu 

untersuchen. Die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen sind durch 

Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen. 

Da es sich bei dem Plangebiet um ein bereits überwiegend bebautes Gebiet 

handelt, ist aufgrund der Nachverdichtung von keiner relevanten Zunahme des 

Straßenverkehrs und des damit ausgelösten Straßenverkehrslärms 

auszugehen. 

Das Gutachten gelangt zu folgendem Ergebnis: 

Das Plangebiet ist durch den Straßenverkehrslärm der umgebenden Straßen, 

insbesondere der Rheinstraße, Rastatter Straße und der Rampe von der 

Rastatter Straße zur K 3737 sowohl am Tag als auch in der Nacht durch Lärm 

beaufschlagt. Der Schienenverkehrslärm der im Osten gelegenen 

Bahnstrecken trägt nur in untergeordnetem Umfang zum Gesamtverkehrslärm 

bei. Die Geräuscheinwirkungen in der Nacht sind verglichen mit den 

Orientierungswerten der DIN 18005 und den Immissionsgrenzwerten der 16. 

BImSchV kritischer als die Belastung am Tag. 

Tag  
In weiten Teilen des Plangebiets wird der Orientierungswert der DIN 18005 für 
allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) eingehalten und z. T. unterschritten.  

Entlang der Rheinstraße und der Rastatter Straße wird an den Gebäuden der 

ersten und teilweise auch der zweiten Gebäudereihe der Orientierungswert der 

DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) um bis zu 10 dB(A) 

überschritten. Die Überschreitung des Immissionsgrenzwerts der 16. BImSchV 

für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) beträgt bis zu 6 dB(A). Spätestens 

ab der dritten Gebäudereihe wird der Orientierungswert eingehalten und 

überwiegend deutlich unterschritten. 

Nacht  

In weiten Teilen des Plangebiets wird der Orientierungswert der DIN 18005 für 

allgemeine Wohngebiete von 45 dB(A) eingehalten und z. T. unterschritten.  

Entlang der Rheinstraße und der Rastatter Straße wird an den Gebäuden der 

ersten und zweiten Gebäudereihe der Orientierungswert der DIN 18005 für 

allgemeine Wohngebiete von 45 dB(A) um bis zu 11 dB(A) überschritten. Die 

Überschreitung des Immissionsgrenzwerts der 16. BImSchV für allgemeine 

Wohngebiete von 49 dB(A) beträgt bis zu 7 dB(A). Ab der dritten Gebäudereihe 

wird der Orientierungswert eingehalten und überwiegend deutlich 

unterschritten. 

Im schalltechnischen Gutachten wurden alle denkbaren Schallschutz-

maßnahmen, wie z. B. die Ausweisung eines weniger schutzbedürftigen 

Gebiets, die Errichtung von aktiven Schallschutzmaßnahmen in Form von 

Schallschutzwänden oder der Realisierung einer Lärmschutzbebauung geprüft. 

Da diese Maßnahmen aus städtebaulichen Gründen ausscheiden, werden zur 
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Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Plangebiet die 

folgenden Schallschutzmaßnahmen an den schutzbedürftigen Gebäuden 

erforderlich. Diese sind im Bebauungsplan festgesetzt.  

• Schallschutzmaßnahmen SM 1 

Baulicher Schallschutz der Außenbauteile von schutzbedürftigen 

Räumen  

• Schallschutzmaßnahme SM 2  

Fensterunabhängige schallgedämmte Lüftung in zum Schlafen 

genutzten schutzbedürftigen Räumen 

10. Erfordernisse des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

In der vorliegenden Plankonzeption wurde die lokalklimatische Situation 

berücksichtigt. Es wurden Festsetzungen getroffen, um die Versiegelung und 

Aufheizung des Gebiets zu reduzieren bzw. so gering wie möglich zu halten, 

sowie ein durchgrüntes Wohngebiet zu behalten.  

In einem bereits bebauten Plangebiet beschränken sich die Festsetzungen 

hauptsächlich auf Maßnahmen zur Klimaanpassung.  

Der Klimaschutz besteht darin, dass durch eine verstärkte Innenentwicklung, 

wie im Geltungsbereich durch großzügigere Bauoptionen vorbereitet, Flächen 

im unbebauten Außenbereich geschont werden können. Zudem wird durch die 

Anpassung und Vereinfachung des Bebauungsplans der Erneuerung und 

Umnutzung von Gebäuden Vorrang vor einem Neubau gegeben.  

Zur Klimaanpassung tragen folgende Festsetzungen im Bebauungsplan bei: 

• Bestmögliche Sicherung von zusammenhängenden, privaten Grünflächen 

durch Anordnung der Baufenster und Einschränkung von Nebenanlagen 

außerhalb der Baugrenzen. 

• Eine Befestigung der unbebauten Flächen ist nur zur Herstellung der 

notwendigen Stellplätze, Zufahrten und Zugänge sowie Terrassen zulässig. 

Für die Herstellung dieser Flächen sind wasserdurchlässige Beläge zu 

verwenden soweit keine Gefahr des Eintrags von wassergefährdenden 

Stoffen besteht und soweit technisch und/ oder rechtlich nichts anderes 

geboten ist. 

• Nicht überbaute Grundstücksflächen außerhalb notwendiger Stellplätze, 

Zugänge, Zufahrten, Terrassen und ins Erdreich versenkter 

Schwimmbecken sind als begrünte Gartenflächen herzustellen und 

dauerhaft zu unterhalten. Steinschüttungen zur Freiflächenabdeckung sind 

untersagt. 

• Es wurden Festsetzungen von Flächen zum Anpflanzen bzw. Erhalt von 

Bäumen auf privaten Grundstücken getroffen, ebenfalls zur Gestaltung und 

Erhaltung eines gut durchgrünten Quartiers. 

• Für Garagen sind künftig nur Flachdächer zulässig. Darüber hinaus müssen 

die Dächer von Garagen und Carports begrünt werden. 
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• Zusätzlich werden für neu zu errichtende oder umzubauende 

Hauptgebäude Flachdächer und flachgeneigte Dächer zulässig, die ebenso 

begrünt werden müssen, dies geschieht im Zusammenspiel mit dem 

Einsatz erneuerbarer Energien wie solarer Warmwasserbereitung bzw. PV-

Modulen. 

11. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

11.1. Art der baulichen Nutzung 

Die Bauflächen im Geltungsbereich werden als allgemeines Wohngebiet (WA) 

gem. § 4 BauNVO und als Flächen für Gemeinbedarf gem. § 9 (1) Nr. 5 BauGB 

ausgewiesen. 

Dabei gilt für Teilbereich A und B im allgemeinen Wohngebiet folgendes: 

 Allgemein zulässige Nutzungen: 

• Wohngebäude: Zu den allgemein zulässigen Nutzungen zählen 

insbesondere die Wohngebäude, da das allgemeine Wohngebiet 

vorwiegend dem Wohnen dienen und die Wohnnutzung klar im Vordergrund 

stehen soll. 

• Die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie die der 

Versorgung des Gebiets dienenden nicht störenden Handwerksbetriebe: 

Neben der Errichtung von Wohngebäuden sind auch der Versorgung des 

Gebiets dienende Läden sowie nicht störende Handwerksbetriebe 

allgemein zulässig. Dadurch wird eine gewisse Grundversorgung für das 

Plangebiet und die Umgebung sichergestellt. 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke: Im 

Gebiet sind diese Strukturen bereits zum Teil vorhanden oder schließen 

direkt an. Mit der Zulässigkeit der Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 

und gesundheitliche Zwecke sollen bestehende Arztpraxen gesichert und 

weitere Vorhaben ermöglicht werden.  

 Ausnahmsweise zulässige Nutzungen: 

• Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe: Diese sind ausnahmsweise 

zulässig, um einerseits eine zukunftsfähige Entwicklung des Plangebietes 

zu sichern und die räumliche Nähe von Wohnen und Arbeiten zu fördern 

sowie andererseits sicherstellen zu können, dass tatsächlich keine 

störenden Nutzungen im Wohngebiet entstehen, die dem vorherrschenden 

Ziel der Wohnnutzung im Plangebiet entgegenstehen könnten. 

Unzulässige Nutzungen: 

• Da der Schwerpunkt eindeutig auf der Wohnnutzung liegen soll und bereits 

liegt. Um Konflikten mit der umgebenden und geplanten Wohnnutzung 

vorzubeugen (Zu- und Abfahrten, mögliche betriebsbedingte Lärm- und 

Geruchsbelastung ggf. auch zu Nachtstunden und an Wochenenden), 

werden die nach § 4 (2) Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen Schank- und 

Speisewirtschaften ausgeschlossen.  
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• Anlagen für sportliche Zwecke: Für diese Nutzungen wird in dem 

vorliegenden Plangebiet weder ein Bedarf gesehen noch sind 

angemessene Entwicklungschancen hierfür in dem Gebiet zu erkennen. 

Sportliche Anlagen befinden sich zudem bereits an anderer Stelle im 

Gemeindegebiet, wo die Standorte insgesamt bessere 

Grundvoraussetzungen bieten. 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes: Potenzielle Nutzungskonflikte mit 

der Wohnnutzung wie zum Beispiel durch häufige Zu- und Abfahrten, 

mögliche betriebsbedingte Lärmbelastungen, ggf. auch zu Nachtstunden 

und an Wochenenden, sollen durch den Ausschluss von Betrieben des 

Beherbergungsgewerbes vermieden werden. Das vorhandene 

Erschließungssystem ist nicht ausgelegt für die mit einem 

Beherbergungsbetrieb einhergehende Verkehrsbelastung und die hohe 

Fluktuation. Es besteht die Gefahr, dass die im Vordergrund stehende 

Wohnnutzung und die derzeit vorhandene und auch weiterhin 

anzustrebende Wohnruhe beeinträchtigt werden, was ausgeschlossen 

werden soll. Des Weiteren werden für diese Art der Nutzung im Plangebiet 

keine Entwicklungsmöglichkeiten gesehen.  

• Ferienwohnungen gemäß § 13a BauNVO: Der Ausschluss von 

Ferienwohnungen begründet sich in der Störung der vorhandenen 

Wohnruhe und einer hohen Fluktuation durch einen ständig wechselnden 

Nutzerkreis von Wohnungen. Aufgrund des benötigten Wohnraums und zur 

Stärkung der Innenentwicklung soll der Wohnraum zudem für das 

dauerhafte Wohnen vorgehalten werden. 

• Anlagen für Verwaltungen: Aufgrund fehlender Standortvoraussetzungen 

und zur Wahrung des Wohncharakters werden Anlagen für Verwaltungen 

im Plangebiet ausgeschlossen und an anderer Stelle im Gemeindegebiet 

bevorzugt. Das Erschließungssystem im Plangebiet ist zudem auf eine 

hohe Kunden- und Mitarbeiterfrequentierung nicht ausgelegt. 

• Gartenbaubetriebe: Aufgrund der fehlenden Standortvoraussetzungen 

sowie der zu erhaltenden städtebaulichen Struktur im Plangebiet werden 

Gartenbaubetriebe ausgeschlossen. Sie entsprechen zudem nicht der 

geplanten Infrastruktur und den städtebaulichen Entwicklungszielen für 

diesen Bereich. Des Weiteren ist der mit einem Gartenbaubetrieb 

einhergehende Anlieferungs- und Kundenverkehr in dem Gebiet nicht 

vertretbar. 

• Tankstellen: Tankstellen werden aufgrund der fehlenden Voraussetzungen 

und Infrastruktur ausgeschlossen. Dadurch sollen auch Nutzungskonflikte, 

insbesondere in Form von Lärm- und Geruchsbelästigungen und damit eine 

Beeinträchtigung der im Vordergrund stehenden Wohnnutzung vermieden 

werden. Das Erschließungssystem in diesem Bereich ist außerdem nicht 

auf den mit einer Tankstelle einhergehenden starken Suchverkehr 

ausgelegt, was wiederum auch die Gebietsruhe außerordentlich stören 

würde. 
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Für Teilbereich C wird eine Fläche für Gemeinbedarf mit der 

Zweckbestimmung „Integrierter Einsatz- und Hilfeleistungsstandort“ 

festgesetzt, um die vorhandene Feuerwehr in ihrem Bestand und in zu sichern 

und zusätzlich mit einer Erweiterung zukunftsfähig zu halten. In diesem Zuge 

ist ein Erweiterungsbau für die Feuerwehr vorgesehen. Darüber hinaus sollen 

im künftig sanierten Bestandsgebäude das Deutsche Rote Kreuz und weitere 

Fläche für die Feuerwehr untergebracht werden. Derzeit wird eine 

Machbarkeitsuntersuchung erarbeitet. Nach Aussage des schalltechnischen 

Gutachtens sind die Planungen noch nicht so weit verfestigt, dass die 

schalltechnischen Auswirkungen des „Integrierten Einsatz- und 

Hilfeleistungsstandorts“ im Zuge des Bebauungsplans untersucht werden 

können. Daher erfolgen die Untersuchung der schalltechnischen Verträglichkeit 

und die Empfehlung ggf. erforderlicher Schallschutzmaßnahmen im Zuge des 

Baugenehmigungsverfahrens für den geplanten „Integrierten Einsatz- und 

Hilfeleistungsstandort“. Da auf der künftigen Fläche des „Integrierten Einsatz- 

und Hilfeleistungsstandorts“ im Bestand bereits ein Feuerwehrstandort 

vorhanden ist, kann nach Aussage des schalltechnischen Gutachtens davon 

ausgegangen werden, dass auch der „Integrierte Einsatz- und 

Hilfeleistungsstandort“ aus Sicht des Schallschutzes genehmigungsfähig sein 

wird. 

 

Für Teilbereich D wird ebenfalls eine Fläche für Gemeinbedarf festgesetzt, 

hier mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“. Damit werden der 

Bestand und die Erweiterung des Kindergartens „St. Michael“ im Gebiet 

gesichert.  

 

Die vorhandenen Gebäude im Gebiet haben für Nutzung und Umfang 

Bestandsschutz, das heißt, Erneuerungen in Form von energetischen 

Sanierungen und Instandhaltungen sind gemäß § 1 (10) BauNVO allgemein 

zulässig. Erweiterungen und Änderungen sind zulässig, sofern dabei die 

Festsetzungen und Bauvorschriften des Bebauungsplans „Breithalbjeuchen“ 

eingehalten werden. Der Bestandsschutz bezieht sich auf genehmigte 

Bauvorhaben, die dem Baurecht entsprochen haben, bevor der Bebauungsplan 

in Kraft getreten ist. Ab Inkrafttreten des Bebauungsplanes „Breithalbjeuchen“ 

richten sich Bauvorhaben nur noch nach den Festsetzungen des rechtskräftigen 

Bebauungsplans. Mit dem Bestandsschutz wird also der schon vorhandene 

„Bestand“ geschützt und eine Instandsetzung oder energetische Erneuerung 

ermöglicht. 

11.2. Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ), die 

Bezugshöhe (BZH) sowie die Wandhöhe (WH) und Firsthöhe (FH) gemäß dem 

zeichnerischen Teil festgesetzt. 

Die GRZ entspricht der vorhandenen Bauweise, den Grundstücksgrößen sowie 

der vorhandenen Verkehrs-, Erschließungs- und Freiflächenstruktur. Es handelt 
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sich bei der GRZ um einen Orientierungswert, dessen Ausnutzung durch 

überbaubare Flächen begrenzt werden kann. Bei der Ermittlung der 

Grundfläche sind gemäß § 19 (4) BauNVO die Grundflächen von Garagen und 

Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 

baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das 

Baugrundstück lediglich unterbaut wird, mitzurechnen. Die zulässige 

Grundfläche darf durch die Grundflächen dieser Anlagen aber bis zu 50 % 

überschritten werden, in diesem Fall um bis zu einem Wert von 0,6. 

Über die Höhenfestsetzungen und die Bezugshöhe werden die bisher 

geltenden Festsetzungen aus dem vorausgegangenen Bebauungsplan 

vereinfacht und Modernisierungen, Umbauten und Neubauvorhaben ein 

größerer Spielraum gewährt.  

Die Wandhöhe ist bei geneigten Dächern das Maß zwischen der Bezugshöhe 

und dem Schnittpunkt der traufseitigen Gebäude-Außenwand mit der 

Oberkante Dachhaut. Bei Flachdächern ist die Wandhöhe das Maß zwischen 

Bezugshöhe und der Oberkante Flachdach-Attika. Angelehnt an den Bestand 

(Vorkommen von Mehrfamilienhäusern) und den alten Bebauungsplan sind an 

den Stirnseiten der einzelnen Blöcke höhere Gebäude zulässig. 

Zugunsten vielfältiger Bauoptionen und einem geordneten Siedlungsbild wird 

bei Gebäuden mit geneigten Dächern das Überschreiten der Wandhöhe mit 

Gegengiebeln zugelassen. 

Zur Flexibilisierung wird festgesetzt, dass die maximale Wandhöhe bei 

Gebäuden mit geneigten Dächern mit zurückspringenden Gebäudeteilen bis 

2,00 m überschritten werden darf, wenn die Rücksprungtiefe mind. 1,50 m 

beträgt und die Breite des zurückspringenden Gebäudeteils nicht mehr als 1/3 

der zugehörigen Gebäudebreite ausmacht. Bei Gebäuden mit Flachdach bis 

einschließlich 5° Dachneigung dürfen aus den gleichen Gründen die max. 

Wandhöhe bis 3,00 m überschritten werden, wenn die Außenwände des 

obersten Geschosses an mindestens 2 Seiten um mind. 1,50 m von den 

Außenwänden des darunter liegenden Geschosses zurückversetzt werden. Nur 

für Erschließungskerne (Treppenhaus/Lift) bis 4,00 m Breite ist kein 

Rückversatz erforderlich. 

Ergänzend sind für die zulässigen geneigten Dächer Firsthöhen im Gebiet 

festgesetzt. Die Firsthöhe wird gemessen zwischen Bezugshöhe und höchstem 

Punkt der Dachhaut. 

Aneinandergrenzende Doppelhaushälften und alle Reihenhäuser einer 

Hausgruppe müssen aus gestalterischen Gründen die gleiche Wand- und 

Firsthöhe aufweisen. 

Die im Teilbereich C (Fläche für Gemeinbedarf „Integrierter Einsatz- und 

Hilfeleistungsstandort“) von der festgesetzten Wandhöhe abweichende Höhe 

ermöglicht die Planung eines Übungs- bzw. Schlauchturms für die Feuerwehr. 
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Hierfür darf im Teilbereich C ein Gebäudeteil mit einer maximalen Grundfläche 

von bis zu 25 m² die festgesetzte Wandhöhe (WH) um maximal 5,0 m 

überschreiten. Dieser Gebäudeteil ist ausschließlich für einen Übungsturm/ 

Schlauchturm zulässig. Für alle anderen Bauten im Teilbereich C ist eine 

Wandhöhe von 10,0 m als Höchstmaß festgelegt, die nicht überschritten werden 

darf. Die Begrenzung der Grundfläche auf maximal 25 m² orientiert sich an den 

funktionalen Anforderungen eines üblichen Feuerwehr-Übungsturms und stellt 

sicher, dass die größere Gebäudehöhe ausschließlich auf den hierfür 

erforderlichen, untergeordneten Gebäudeteil beschränkt bleibt. 

11.3. Bauweise, überbaubare  und nicht überbaubare Grundstücksflächen 

sowie die Stellung der baulichen Anlagen 

Im Plangebiet gilt die abweichende Bauweise, bei der Gebäude mit seitlichem 

Grenzabstand zu errichten sind. Zur Sicherung des vorhandenen Bestandes 

dürfen Bestandsgebäude mit geringerem als nach § 5 LBO erforderlichen 

seitlichen Grenzabstand geändert oder auch durch einen Neubau ersetzt 

werden. Dies ist allerdings nur dann zulässig, wenn mindestens der bisherige 

Grenzabstand eingehalten, die den bauordnungsrechtlichen Grenzabstand 

unterschreitende Außenwand in ihrer Fläche nicht vergrößert wird und sich auf 

dem Nachbargrundstück keine gegen diese Grenze gewandten notwendigen 

Fenster von Aufenthaltsräumen befinden, zu denen das Gebäude weniger als 

5,00 m Abstand aufweist. Die Einschränkungen der grenznahen Bebauung bei 

vorhandener, in einem Abstand von weniger als 5,00 m liegender 

Nachbarbebauung dienen dem Schutz des Nachbarn und der Wahrung 

gesunder und sozialverträglicher Wohnverhältnisse. Dasselbe gilt für die 

Festsetzung, dass Außenwände, deren Grenzabstand 1,80 m unterschreitet, 

ohne auf das Nachbargrundstück Ausblick gewährende Öffnungen zu errichten 

sind. 

Zugunsten der Sicherung einer individuellen Grundstücksgestaltung, aber auch 

zur Sicherung eines angemessenen Grünflächenanteils auf den Grundstücken 

sind Terrassen und ins Erdreich versenkte Schwimmbecken auch außerhalb 

der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, dort allerdings nur bis zu einer 

Größe von insgesamt 20 m². 

11.4. Flächen für Nebenanlagen sowie für Stellplätze und Garagen mit ihren 

Einfahrten  

Die Zulässigkeit von Garagen/ Carports, Stellplätzen und Nebenanlagen 

innerhalb und außerhalb der Baufenster sichert den vorhandenen Bestand und 

trägt der Struktur des Gebiets Rechnung. Zur Klarstellung wurden Carports in 

Abgrenzung zu Garagen definiert: Sobald mehr als eine Seite des überdachten 

KFZ-Stellplatzes mit einer eigenen Außenwand geschlossen, verkleidet bzw. 

beplankt ist, handelt es sich im Sinne dieser Festsetzung um eine Garage. 

11.5. Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 

Aufschüttungen und Abgrabungen entlang der seitlichen und hinteren 

Grundstücksgrenzen sind einander anzugleichen, damit durch 
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Höhenunterschiede keine baulichen Zwangspunkte auf den 

Nachbargrundstücken entstehen.  

11.6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft  

Zur angemessenen Begrenzung der Grundstücksversiegelung sind Stellplätze 

und Privatwege wasserdurchlässig zu befestigen soweit keine Gefahr des 

Eintrags von wassergefährdenden Stoffen besteht. 

11.7. Schallschutz 

Die in der schalltechnischen Untersuchung vorgeschlagenen Maßnahmen- 

bzw. Festsetzungsvorschläge wurden in die bauplanungsrechtlichen 

Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans übernommen und sichern 

somit die notwendigen schallschutztechnischen Anforderungen. 

11.8. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und 

Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen (§ 9 (1) 

Nr. 25a und b BauGB)  

Die grünordnerischen Festsetzungen dienen einer angemessenen 

Freiflächengestaltung, dem umweltrechtlichen Ausgleich und der 

kleinklimatischen Verbesserung innerhalb des Planbereichs. 

Die Maßnahme zur Dachbegrünung dient der Begrünung des Gebiets. Durch 

Wasserrückhaltung und Verdunstung tragen die begrünten Flächen zur 

Drosselung des Niederschlagsabflusses und zur Verbesserung des Klimas 

innerhalb des Plangebiets bei. Der Verlust von Bodenfunktionen wird reduziert. 

 

12. Örtliche Bauvorschriften 

12.1. Dächer und Dacheindeckungen 

Die zulässigen Dachformen und Dachneigungen sichern die vorhandenen 

Dachformen des Gebiets und gewähren durch die Zulässigkeit von 

Flachdächern eine Gestaltungsfreiheit für die Entwicklung von zeitgemäßen 

Bauformen.  

Durch die Vorgabe einer Dachbegrünung bei Garagen und Carports sowie bei 

Flachdächern von Hauptgebäuden werden nachteilige Auswirkungen auf die 

Umwelt gemindert und der Niederschlagswasserabfluss des Gebiets verringert. 

Zudem ist es eine ökologisch wertvolle Maßnahme zur Verbesserung des 

Kleinklimas. 

Für ein ansprechendes Ortsbild wurden zudem noch Vorgaben zur 

Dacheindeckung und zur Anbringung von Sonnenkollektoren und 

Photovoltaikanlagen gemacht. Deshalb dürfen PV-Anlagen beispielsweise nur 

in der gleichen Neigung wie die dazugehörige Dachfläche angebracht werden. 
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Die Vorschriften zu Dachaufbauten und Dachöffnungen gewährleisten einen 

ausreichenden Spielraum für eine individuelle Gestaltung bei Umbauten, geben 

aber auch einen Rahmen für einen gestalterischen Maßstab im Plangebiet vor. 

12.2. Fassadengestaltung 

Fassadenfarben mit einer Buntheit > 40 nach dem RAL Design System sind 

unzulässig. Damit wird die Farbgebung zu kontrastreichen, grell wirkenden 

Farben beschränkt. 

Zur Erläuterung: Im RAL DESIGN System entspricht das erste Zahlentripel dem 

Buntton H, das erste Paar der Helligkeit L und das zweite Paar der Buntheit C. 

So ist z. B. die RAL DESIGN System Farbe 270 30 20 ein dunkles Blau mit dem 

Buntton H = 270, der Helligkeit L = 30 und der Buntheit C = 20. 

12.3. Gestaltung der nicht überbauten Flächen 

Zur Gestaltung des Gebiets sind nicht überbaute Grundstücksflächen 

außerhalb notwendiger Stellplätze, Zugänge, Zufahrten, Terrassen und ins 

Erdreich versenkter Schwimmbecken als Gartenflächen herzustellen und 

dauerhaft zu unterhalten. Steinschüttungen zur Freiflächenabdeckung sind 

untersagt, da durch diese die klimatisch positiven Auswirkungen, die 

dementgegen Garten- oder Rasenflächen haben, unterbunden werden. 

12.4. Werbeanlagen 

Aufgrund des Wohncharakters des Plangebiets sind Werbeanlagen mit dem 

Hinweis auf Beruf oder Gewerbe nur an der Gebäudefassade oder an der 

Grundstückseinfriedung mit einer eingeschränkten Größe von max. 0,50 m² pro 

Werbeanlagen bzw. insgesamt auf einer Gesamtfläche von 1,00 m² pro 

Grundstück zulässig. 

12.5. Einfriedungen  

Aus gestalterischen Gründen werden Vorgaben zu Einfriedungen gemacht. 

Diese beziehen sich auf die Art der Einfriedung. Darüber hinaus greifen die 

Regelungen des Nachbarrechtsgesetzes Baden-Württemberg und der Anlage 

von Stadtstraßen, die in den Hinweisen zum Bebauungsplan genannt werden.  

12.6. Errichtung von PV-Anlagen  

Auf und an Dächern, Fassaden und Einfriedungen sind Photovoltaikanlagen 

gemäß § 50 Abs. 1 LBO in jeder Ausführung und Größe verfahrensfrei zulässig. 

Diese sind auch dann zulässig, wenn für den Anbringungsort besondere 

gestalterische Vorgaben bestehen.  

12.7. Böschungen und Mauern zur Außenraumgestaltung 

Mauern zur Terrassierung des Grundstücks sind in Naturstein, mit Gabionen 

oder unbehandelten Holzkonstruktionen auszuführen und dürfen eine Höhe von 

1,00 m nicht überschreiten. Größere Höhen sind durch einen horizontalen 

Versatz von mindestens 2,00 m zu terrassieren.  
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13. Auswirkung der Planung: Schutzgüter 

Bebauungspläne sollen gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige 

städtebauliche Entwicklung, welche die sozialen, wirtschaftlichen und 

umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber 

künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt sowie eine dem Wohl der 

Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleistet, 

ermöglichen. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu 

sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln 

sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung – insbesondere auch in der 

Stadtentwicklung – zu fördern und auch die städtebauliche Gestalt und das 

Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. In § 1 Abs. 

6 Nr. 7 BauGB sind die Belange des Umweltschutzes einschließlich des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege genannt. Die Vermeidung und der 

Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB bezeichneten 

Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind in 

der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.  

Die nachfolgende Tabelle wurde von Wald+Corbe bei der Vorprüfung des 

Einzelfalls erarbeitet, siehe auch Anlage „Vorprüfung des Einzelfalls“ vom 

01.04.2026:  
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13.1. Zusammenfassung der Schutzgüterbetrachtung  

Erhebliche Umweltauswirkungen durch das Vorhaben sind nach der 

überschlägigen Prüfung auszuschließen. Eine eingehende Umweltprüfung oder 

eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung werden als nicht erforderlich erachtet. 

Artenschutzrechtliche Fragestellungen konnten umfassend in separaten 

Gutachten abgearbeitet werden. Insbesondere im Hinblick auf die 

Empfindlichkeit des Gebiets sind jedoch Maßnahmen für den Artenschutz und 

zur Erhaltung und Verbesserung des Siedlungsklimas erforderlich. Diese sollen 

durch die Festsetzungsvorschläge in der Vorprüfung des Einzelfalls, die als 

Festsetzungen oder Hinweise in den Bebauungsplan übernommen wurden, 

umgesetzt werden.  

 

 

 

 

 

 

 


